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1. Ortsſtraßen , Baufluchten , Neueinteilungen

eines Baugebietes .

1. Ortsſtraßengeſetz vom 15 . Oktober 1908

in der Faſſung des Geſetzes vom 19. Juli 1910 .

( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1908 S. 605 , 1910 S. 431 )

A. Allgemeine Beſtimmungen .

Allgemeines .

§ 1. 1. Die Herſtellung , Unterhaltung und Reinigung
der dem Anbau dienenden öffentlichen Wege im Gemeinde⸗

bezirk ( Ortsſtraßen )) liegt der Gemeinde nach den Vor⸗

ſchriften dieſes Geſetzes ob .

2. Soweit eine Ortsſtraße jedoch Teil einer Landſtraße
oder Kreisſtraße iſt , richtet ſich die Pflicht der Herſtellung
und Unterhaltung (Baupflicht ) nach den Beſtimmungen des

Straßengeſetzes .
3. Die für Ortsſtraßen geltenden Vorſchriften finden ,

ſoweit nicht etwas anderes beſtimmt iſt , auch auf dem Anbau
dienende öffentliche Plätze Anwendung .

B. Die Planfeſtſtellung .

a) Neue Ortsſtraßen .

1. Grundſätze für die Planaufſtellung .

§S 2. 1. Die Pläne neuer Ortsſtraßen ſind in einem dem

vorausſichtlichen Bedürfnis ? ) entſprechenden Umfange feſt⸗

zuſtellen .

1) Über den Begriff der Ortsſtraße , insbeſ . auch der hiſtoriſchen

Ortsſtraße ſ. Entſch . d. VGH . v. 26. Nov . 1913 und 19. Okt . 1916

in VZeitſchr . 1914 S. 117 und 1917 S. 159.

2) über die Frage des Bedürfniſſes ſ. Entſch . d. VGH . v.

17. Nov . 1914 in VZeitſchr . 1915 S. 57.
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Ortsſtraßengeſetz .

2. Hierbei iſt den Anforderungen der Geſundheit , des
zu erwartenden Verkehrs und der Feuerſicherheit ſowie des
Wohnungsbedürfniſſes und der ſonſtigen wirtſchaftlichen Ver⸗
hältniſſe der Einwohner Rechnung zu tragen . Insbeſondere
iſt dafür zu ſorgen , daß öffentliche Plätze in angemeſſener
Lage , Zahl , Art und Größe vorgeſehen , ſowie daß die Breite
der Ortsſtraßen und die Tiefe der Baublöcke den örtlichen
Verhältniſſen und Bedürfniſſen entſprechend abgeſtuft werden .
Auch ſoll darauf Bedacht genommen werden , daß geſchichtlich
oder künſtleriſch bedeutungsvolle Baudenkmäler erhalten und
ſchöne Orts⸗ , Straßen⸗ und Landſchaftsbilder vor Verun⸗
ſtaltung bewahrt werden . ! )

3. In den Ortsſtraßenplänen kann die Anlegung von
Vorgärten oder Vorplätzen vor den Gebäuden , gegebenenfalls
mit dem Vorbehalt ihrer ſpäteren Heranziehung zum Straßen⸗
raum , feſtgeſetzt werden .

4. Dem Ortsſtraßenplan iſt die Beſtimmung vorbehalten ,
ob und inwieweit eine Straße nur auf einer Seite mit Ge⸗
bäuden beſetzt werden darf .

5. Auch können in die Pläne nach Bedarf außer den zum
Anbau beſtimmten Ortsſtraßen Verkehrswege , bei welchen
der Anbau ausgeſchloſſen iſt , aufgenommen werden .

2. Regelmäßiges Feſtſtellungsverfahren .
§ 3. 1. Die Aufſtellung der Pläne für neue Ortsſtraßen

liegt bei ſich ergebendem Bedürfnis (&§ 2 Abſatz 1) dem Ge⸗
meinderat ob .

2. Derſelbe hat für Aufnahme eines geometriſchen Planes
zu ſorgen , in welchem die Straßen⸗ und Baufluchtlinien , die
Straßenbreiten und Straßenhöhen ſowie die in die künftige
Straßenfläche fallenden und die angrenzenden Grundſtücke
nach ihren Lagerbuchnummern eingetragen ſind . In dem
Plane oder in einer beizugebenden Beſchreibung ſind auch die
Größenverhältniſſe dieſer Grundſtücke oder Grundſtücksteile

.) Siehe die unten S. 34 abgedruckten Darlegungen des bau⸗
techniſchen Referenten des Miniſt . des Innern vom 29. Nov . 1908.
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Ortsſtraßengeſetz . 5

und die Namen der Eigentümer ſowie , wenn die Straßenlinie
mit der Bauflucht nicht zuſammenfällt , die Größe der hier⸗
durch der Bebauung entzogenen , an die künftige Ortsſtraße
angrenzenden Fläche anzugeben . In der Regel ſollen die

neuen Begrenzungen auch auf den Grundſtücken ſelbſt durch
ausgeſteckte Pfähle und Profile erſichtlich gemacht werden , zu
deren Duldung die Eigentümer nach Maßgabe der Vorſchriften
in 8 4 des Enteignungsgeſetzes verpflichtet ſind . In der bei⸗

zugebenden Beſchreibung ſoll endlich die Möglichkeit eines

Anſchluſſes an die für die nächſte Umgebung bereits feſt⸗
geſtellten Ortsſtraßenpläne ſowie einer geordneten Waſſer⸗
verſorgung , Entwäſſerung und Beleuchtung dargetan werden .

3. Darnach übergibt der Gemeinderat den Plan nebſt
Beilagen dem Bezirksamte . Dieſes läßt ihn , wenn eine Vor⸗

prüfung nicht zu Bedenken Anlaß gibt , zur Einſicht der Be⸗

teiligten für mindeſtens zwei Wochen in dem Gemeindehaus
auflegen und beſtimmt zugleich eine angemeſſene Friſt , binnen

welcher Einwendungen gegen die beabſichtigte Anlage bei

Ausſchlußvermeiden geltend zu machen ſind . Die Auflegung
und die Friſtbeſtimmung iſt durch das Amtsblatt und in der
Gemeinde des Unternehmens auch ortsüblich bekannt zu
machen und außerdem den beteiligten Grundeigentümern oder
deren Bevollmächtigten , ſoweit ſie im Deutſchen Reiche an
bekannten Orten anweſend ſind , mündlich oder im Wege der

Zuſtellung mitzuteilen . Geeignetenfalls ſind auch die Ge⸗
meinderäte von Nachbargemeinden , deren Intereſſen durch
das Unternehmen berührt werden , zu hören . Als Eigentümer
gelten die im Grundbuch als ſolche Eingetragenen und , ſoweit
ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit dieſes Eintrages ein⸗

getragen iſt , auch diejenigen , zuderen Gunſten der Widerſpruch
eingetragen iſt .

4. Das Bezirksamt erhebt ſodann über den Plan nebſt
Beilagen und gegebenenfalls über die erhobenen Einwen⸗

dungen die erforderlichen techniſchen Gutachten ſowie , wenn
der Plan den Beſtand einer Landſtraße oder Kreisſtraße oder

einer Bahnanlage berührt , jedenfalls auch eine Außerung
der zur Vertretung dieſer Straßen und Anlagen berufenen
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Stellen ! ) und hält nötigenfalls unter Beizug des Gemeinde⸗

rats , der Beteiligten und der Sachverſtändigen eine Tagfahrt
zur Einnahme eines Augenſcheins und zur Erörterung des
Planes ſowie der etwa erhobenen Einwendungen ab .

5. Nach beendeter Vorverhandlung beſchließt der Be⸗
zirksrat über die Feſtſtellung des Planes . Hierbei ſind An⸗
derungen des Planes nur zuläſſig , ſoweit es ſich um eine
Beſchränkung des Plangebiets oder um unweſentliche Ande⸗

rungen im Sinne des 85 Abſatz 3 handelt und in beiden
Fällen der Gemeinderat und die Beteiligten gehört ſind .

6. Der Plan wird wirkſam , ſobald er endgültig feſt⸗
geſtellt iſt . Die Tatſache der endgültigen Feſtſtellung iſt auf
dem Plane ſelbſt zu beurkunden und in der Gemeinde auf
die für die Verkündung ortspolizeilicher Vorſchriften beſtimmte
Weiſe öffentlich bekannt zu machen .

7. Die Einſicht des feſtgeſtellten Ortsſtraßenplans iſt
jedermann gebührenfrei geſtattet .

3, Feſtſtellungsverfahren auf Antrag Privater .
§ 4. 1. Grundbeſitzer , welche ein in ihrem Eigentum

ſtehendes Gelände einer zuſammenhängenden Bebauung er⸗
ſchließen wollen , können von dem Bezirksrat ermächtigt
werden , an Stelle des Gemeinderats die Feſtſtellung der
Straßenpläne für das zu bebauende Gebiet ſelbſt zu betreiben ,
wenn der Gemeinderat ſich deſſen geweigert oder , was der
Weigerung gleich zu achten iſt , binnen drei Monaten dem
Verlangen der Unternehmer keine Folge gegeben hat .

2. Die Ermächtigung darf nur nach Vernehmung des
Gemeinderats , dem auch jetzt noch unbenommen iſt , das Feſt⸗
ſtellungsverfahren ſelbſt in die Wege zu leiten , erteilt werden j
geeignetenfalls ſind auch die Gemeinderäte von Nachbar⸗
gemeinden , deren Intereſſen durch das Unternehmen berührt
werden , zu hören . Die Ermächtigung iſt zu verſagen , wenn

) Nach Erl . d. Min . d. Innern v. 16. Sept . 1914 Nr. 44382
haben die Bezirksämter vor der amtlichen Feſtſtellung von Ortsbau⸗
plänen , die näher als 120 m an einen Wald herantretende Straßen⸗
züge dem zuſtändigen Forſtamt Gelegenheit zur Außerung
zu geben .

—
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Ortsſtraßengeſetz .

der beabſichtigten Bebauung öffentliche Intereſſen der in 82

Abſatz 2 und in § 12 Abſatz 2 bezeichneten Art im Wege ſtehen .

3. Die Unternehmer ſind verpflichtet , vor Beginn der

Straßenherſtellung das Straßengelände unentgeltlich und

laſtenfrei in das Eigentum der Gemeinde zu übertragen und

vor Feſtſtellung der Pläne hierfür ſowie für die Koſten der

Herſtellung und Einrichtung der Straße bis zum Anſchluß an

eine beſtehende Ortsſtraße und für die Koſten der Unterhaltung

auf die vom Bezirksrate zu beſtimmende Zeitdauer Sicherheit

zu leiſten . Betrag und Art der Sicherheit beſtimmt in Er⸗

mangelung einer Einigung der Bezirksrat .
4. Im übrigen finden auf das Feſtſtellungsverfahren

die Beſtimmungen des § 3 mit der Maßgabe Anwendung ,

daß zu einer von dem Bezirksamt etwa angeordneten Tag⸗

fahrt ( § 3 Abſatz 4) die Unternehmer und der Gemeinderat

beizuziehen ſind .

b) Pläne für Anderung beſtehender Straßen und

Straßenpläne .

8 5. 1. Die Vorſchriften der 88 2 und 3 über die Feſt⸗

ſtellung der Pläne für neue Ortsſtraßen finden auf Pläne

zum Zweck der Erweiterung , Verlegung oder ſonſtiger An⸗

derungen beſtehender Ortsſtraßen ſowie auf Pläne zum Zweck
der Anderung endgültig feſtgeſtellter Ortsſtraßenpläne mit

den aus Abfatz 2 und 3 ſich ergebenden Einſchränkungen
entſprechende Anwendung .

2. Planänderungen ſollen nur aus triftigen Gründen

beſchloſſen werden ,

3. Unweſentliche Anderungen endgültig feſtgeſtellter

Pläne , wie geringfügige Veränderungen an den Baufluchten
oder der Höhenlage , Eckabſchrägungen und dergleichen , kann

jedoch die Baupolizeibehörde auf Antrag des Gemeinderats

ſelbſtändig genehmigen , wenn die beteiligten Grundeigen⸗
tümer auf Bekanntgabe nicht widerſprechen .

4. Auch auf die Aufgabe der Ausführung feſtgeſtellter
Ortsſtraßenpläne findet das Verfahren nach 88 2 und 3

dieſes Geſetzes ſinngemäße Anwendung .



Ortsſtraßengeſetz .

c ) Bauſperre .
8§ 6. 1. Erſcheint die Feſtſtellung oder Anderung von

Ortsſtraßenplänen angezeigt , ſo kann die Baupolizeibehörde
auf Antrag des Gemeinderats die Bauſperre über das Plan⸗
gebiet verhängen .

2. Die Bauſperre hat die Wirkung , daß bis zur end⸗

gültigen Erledigung des einzuleitenden Verfahrens Neubauten

ſowie der Um⸗ und Ausbau beſtehender Gebäude und deren

Wiederaufbau nicht genehmigt werden . Die Baupolizei⸗
behörde kann jedoch hiervon nach Vernehmung des Gemeinde⸗
rats im gleichen Umfange wie nach Feſtſtellung des Planes
689 ) Ausnahmen bewilligen .

3. Die Verhängung der Bauſperre iſt unter genauer
Angabe des von ihr betroffenen Gebiets in der für die Ver⸗
kündung ortspolizeilicher Vorſchriften beſtimmten Weiſe und
jedenfalls auch durch das Amtsblatt öffentlich bekannt zu
machen . Sie wird mit der Bekanntmachung wirkſam und
tritt außer Kraft , ſobald das Verfahren endgültig erledigt
oder ſeit der Bekanntmachung ein Jahr abgelaufen iſt .

4. Aus triftigen Gründen kann dieſe Friſt um höchſtens
ein weiteres Jahr verlängert werden .

d) Feſtſtellung der Bauflucht und Straßenhöhe im
Einzelfall .

§ 7. 1. Iſt die Bauflucht für den Anbau an einer ſchon
beſtehenden Ortsſtraße nicht allgemein feſtgeſtellt , ſo kann die
Baupolizeibehörde dieſelbe nach Vernehmung des Gemeinde⸗
rats und in den Fällen des § 1 Abſatz 2 nach Vernehmung
der zuſtändigen Straßenbauverwaltung für den einzelnen Fall
beſtimmen , ſofern ſie nicht im öffentlichen Intereſſe die all⸗
gemeine Feſtſtellung für geboten erachtet .

2. Das Gleiche gilt für die Beſtimmung der Straßenhöhe .

e) Wirkungen der Planfeſtſtellung : 1. Recht und
Pflicht der Gemeinde zum Erwerb des Straßen⸗

geländes .
88 . 1. Nach endgültiger Feſtſtellung eines Ortsſtraßen⸗

plans iſt der Gemeinderat zu jedem ihm geeignet ſcheinenden
Zeitpunkte berechtigt , von dem einzelnen Grundeigentümer
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die Abtretung der in die geplanten Ortsſtraßen , öffentlichen
Plätze und ſonſtigen Wege ( § 2 Abſatz 5) fallenden Grund⸗

ſtücke oder Grundſtücksteile gegen Entſchädigung zu verlangen .
Nötigenfalls hat er zu dieſem Zweck nach den Vorſchriften
des Enteignungsgeſetzes eine Entſcheidung des Staatsmini⸗

ſteriums über die Abtretungspflicht zu erwirken .

2. Der Eigentümer eines unbebauten Grundſtücks kann

deſſen ſofortige Üübernahme durch die Gemeinde verlangen ,
wenn nach dem feſtgeſtellten Plane das Grundſtück in ſeinem

ganzen Umfang abzutreten iſt oder wenn und ſoweit es in⸗

folge ſeiner Lage an einer bereits beſtehenden Ortsſtraße zur

Bebauung geeignet iſt oder wenn das Grundſtück für einen

öffentlichen Platz beſtimmt und das Gelände für die den Platz
umgebenden Straßen von der Gemeinde erworben iſt .

3. Hinſichtlich eines überbauten Grundſtücks kann der

Eigentümer , ſoweit dasſelbe in den Raum der geplanten
Straßen , Plätze und Wege fällt , die Ubernahme durch die

Gemeinde ſchon vor der Straßenherſtellung auf den Zeitpunkt
verlangen , in welchem das zu übernehmende Gelände von

Gebäuden freigelegt iſt .

4. Über die Verbindlichkeit der Gemeinde zur Ubernahme
entſcheidet der Bezirksrat als Verwaltungsbehörde . ! “ )

5. Auf die Beſtimmung der Entſchädigung finden in

allen Fällen die Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes An⸗

wendung .

2. Sonſtige Wirkungen : Baubeſchränkungen .

§ 9. 1. Für Bauten auf dem an die geplanten Orts⸗

ſtraßen angrenzenden Gelände hat die Feſtſtellung des Orts⸗

ſtraßenplans die Wirkung , daß dafür die feſtgeſetzte Straßen⸗
höhe und für die nach der Ortsſtraße gerichtete Gebäudeſeite
mit der aus Abſatz 3 und 4 ſich ergebenden Einſchränkung

y) über die Frage , ob gegen eine ſolche Bezirksratsentſcheidung
die verwaltungsgerichtliche Klage zuläſſig und gegen wen ſie zu richten
iſt , ſ. Entſch . d. VGH . v. 17. Dezbr . 1912 u. 1. Juli 1913 in VZeit⸗
ſchrift 1913 S. 57 u. 186.



10 Ortsſtraßengeſetz .

die feſtgeſtellte Bauflucht maßgebend iſt . Die Baupolizei⸗
behörde kann nach Vernehmung des Gemeinderats hiervon
Ausnahmen geſtatten .

2. Die Planfeſtſtellung hat weiter hinſichtlich der in die

geplanten Ortsſtraßen , Plätze und ſonſtigen Wege fallenden
Fläche ſowie hinſichtlich des Vorgartengeländes die Wirkung ,
daß die Überbauung ſowie der Um⸗ und Ausbau daſelbſt
beſtehender Gebäude und deren Wiederaufbau mit der aus

Abſatz 3 und 4 ſich ergebenden Einſchränkung unterſagt iſt .
Einſtweilige Bauten von untergeordneter Bedeutung kann

jedoch die Baupolizeibehörde geſtatten , wenn der Eigentümer
ſich verpflichtet , ſie auf Verlangen der Baupolizeibehörde
jederzeit und ohne Anſpruch auf Entſchädigung zu ent⸗

fernen .
3. Um⸗ und Ausbauten beſtehender Gebäude , welche

die ſpätere Durchführung des Ortsſtraßenplans nicht un⸗

verhältnismäßig erſchweren , können von der Baupolizei⸗
behörde nach Vernehmung des Gemeinderats genehmigt
werden .

4. In gleicher Weiſe kann , ſoweit nicht ſchon durch orts⸗

polizeiliche Vorſchrift auf Grund des § 116 des Polizeiſtraf⸗
geſetzbuchs hierüber Beſtimmung getroffen iſt , die Baupolizei⸗
behörde nach Vernehmung des Gemeinderats geſtatten , daß
einzelne Gebäudeteile , Riſalite , Balkone , Erker , Geſimſe ,
Treppen , Türen , Fenſter , Läden , Kellerſchachte und dergleichen
über die feſtgeſtellte Fluchtlinie hervortreten , ſofern dies mit
den Rückſichten auf den Verkehr vereinbar und nicht für
Nachbargrundſtücke mit erheblichem Nachteile verknüpft iſt .

C. Der Eintritt der Ortsſtraßenbaupflicht .

Eintritt der Ortsſtraßenbaupflicht . Duldung
öffentlicher Einrichtungen durch die Angrenzer .

§ 10 . 1. Die Gemeinde iſt verpflichtet , die planmäßig
feſtgeſtellten Ortsſtraßen , öffentlichen Plätze und ſonſtigen
Wege herzuſtellen , ſobald hierfür ein Bedürfnis beſteht . Ihre
Verpflichtung wird hinſichtlich der Ortsſtraßen jedenfalls dann

3
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wirkſam , wenn und ſoweit an einer ſolchen mindeſtens auf
einer Seite neue oder ältere Gebäude in weſentlich regel⸗

mäßiger Folge an die Gebäude beſtehender Straßen ſich

anreihen .
2. Sobald die ſofortige Ausführung einer ſolchen Ge⸗

bäudereihe hinlänglich geſichert iſt , hat die Gemeinde die

Straße , ſoweit zur Eröffnung einer Zufahrt zu den Gebäuden

erforderlich , herzuſtellen und die für die Ableitung des Waſſers

ſowie für die Waſſerverſorgung nötigen Einrichtungen min⸗

deſtens vorläufig zu treffen .

3. Die Gemeinde iſt zur Herſtellung einer auf ihren An⸗

trag planmäßig feſtgeſtellten Ortsſtraße auch dann verpflichtet ,
wenn die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke ſich zur

Übernahme der geſamten Koſten der Herſtellung und Ein⸗

richtung der Straße bis zum Anſchluß an eine beſtehende
Ortsſtraße und der fünfjährigen Unterhaltungskoſten ver⸗

pflichten und für die Erfüllung dieſer Verpflichtung Sicherheit

leiſten . Betrag und Art der zu leiſtenden Sicherheit beſtimmt
in Ermangelung einer Einigung der Bezirksrat als Ver⸗

waltungsbehörde . Derſelbe entſcheidet auch in Streitfällen
über die Höhe der nach der Herſtellung von den Eigentümern
an die Gemeinde zu erſetzenden Koſten ; gegen dieſe Entſchei⸗

dung findet Klage an den Verwaltungsgerichtshof ſtatt .

4. Die Gemeinde iſt auch zur Herſtellung einer auf

Antrag Privater planmäßig feſtgeſtellten Ortsſtraße ver⸗

pflichtet , wenn die Antragſteller die in § 4 Abſatz 3 dieſes

Geſetzes bezeichnete Sicherheit geleiſtet haben . Auch in dieſem

Falle findet die Beſtimmung im letzten Satz des vorigen Ab⸗

ſatzes Anwendung .

5. Die an eine beſtehende Ortsſtraße angrenzenden

Eigentümer haben zu dulden , daß an ihren Häuſern und auf

ihren Grundſtücken von ſeiten der Gemeinde öffentliche oder

gemeinnützige , zur Straßenbezeichnung , Beleuchtung oder

Feuermeldung , zur Befeſtigung der Querdrähte , welche den

Leitungsdraht einer elektriſchen Straßenbahn tragen ſollen ,
oder zu ähnlichen Zwecken dienliche Einrichtungen angebracht
werden , ſoweit dieſe Duldung nicht mit überwiegenden Nach⸗
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teilen verbunden iſt . Die örtlichen Bauordnungen können
hierüber nähere Beſtimmungen treffen . ) )

D. Beſchränkungen des Bauens außerhalb beſtehender
Ortsſtraßen .

a) Das Bauen außerhalb beſtehender Ortsſtraßen
überhaupt .

§ 11 . Auf Grundſtücken , welche nicht an einer beſtehenden
Ortsſtraße liegen , iſt die Errichtung von Gebäuden , ſofern
nicht die Gemeinde gemäß § 10 zur ſofortigen Herſtellung
einer an den Bau führenden Straße verpflichtet iſt , nur zu⸗
läſſig , wenn der Bauende die für die Bauausführung und für
die Benutzung des Gebäudes oder im öffentlichen Intereſſe
unentbehrliche Verbindung mit dem nächſten fahrbaren öffent⸗
lichen Wege und die für die Ableitung des Abwaſſers , für
die Waſſerverſorgung und für die Beleuchtung erforderlichen
Einrichtungen nach polizeilicher Anordnung auf eigene Koſten
herſtellt und ſich zugleich der Baupolizeibehörde gegenüber
verpflichtet , dieſe Einrichtungen bis zur planmäßigen Her⸗
ſtellung einer Ortsſtraße auf eigene Koſten in geordnetem
Zuſtande zu erhalten .

b) Das Bauen außerhalb des Bereichs der Straßen
und Pläne insbeſondere .

§ 12 . 1. In Gemeinden , in welchen für das Wohnungs⸗
bedürfnis durch Feſtſtellung von Ortsſtraßenplänen und Her⸗
ſtellung von Ortsſtraßen ausreichend Vorſorge getroffen iſt ,kann die Errichtung von Bauten außerhalb des Bereichs der
Straßen und Pläne durch ortspolizeiliche Vorſchrift auf eine
darin zu beſtimmende Zeit verboten werden . Die Baupolizei⸗

Müber die Auslegung dieſer Vorſchrift ſ. Entſch . d. VGH . v.6. März 1913 in Vgeitſchr . 1913 S. 145.
) § 10 Ziff . 5 OStGG. kann nur dann Anwendung finden , wennes ſich um Einrichtungen handelt , die eine Beziehung zu dem Straßen⸗verkehr oder der Straßenbenützung haben ; die Duldung der Auf⸗ſtellung eines Maſtes für die Leitung elektr . Energie kann nicht aufGrund des OsStG . , ſondern nur auf Grund des Enteignungsgeſetzeserzwungen werden : Entſch . d. VGH . v. 5. Juli 1921 in VDZeitſchr .1921 8163 . 55
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Ortsſtraßengeſetz . 13

behörde kann im Einzelfalle nach Vernehmung des Gemein⸗

derats aus Rückſicht auf vorliegende beſondere Verhältniſſe
hiervon Ausnahmen bewilligen .

2. In Ermangelung einer ſolchen ortspolizeilichen Vor⸗

ſchrift kann die Baupolizeibehörde nach Vernehmung des

Gemeinderats die Errichtung von Bauten außerhalb des Be⸗

reichs der Straßen und Pläne im Einzelfall unterſagen ,

a) wenn durch die Errichtung des Gebäudes feld⸗, ſicher⸗
heits⸗ , ſitten⸗ , feuer⸗,geſundheits⸗ oder verkehrspolizei⸗
liche Intereſſen gefährdet werden oder wenn dadurch
das Bild einer landſchaftlich hervorragenden Gegend
verunſtaltet oder der Eindruck geſchichtlich oder künſt⸗
leriſch bedeutungsvoller Baudenkmäler beeinträchtigt
wird ;

b) wenn durch die Lage des Baues der angemeſſenen Fort⸗
führung der Ortsſtraßenpläne oder beſtehender Orts⸗

ſtraßen Hinderniſſe erwachſen .

E. Die Neueinteilung von Bau⸗Grundſtücken ( Bauplatz⸗
umlegung ) .

a) Vorausſetzungen .

§813 . 1. Zur Gewinnung zweckmäßiger Bauplätze kann ,
wenn die Lage , die Form oder der Flächengehalt der Grund⸗

ſtücke im Bereiche eines Ortsſtraßenplans oder einer beſtehen⸗
den Ortsſtraße eine angemeſſene Bebauung hindert , auf An⸗

trag des Gemeinderats eine Neueinteilung der Grundſtücke
durch Anderung der Grenzen oder Umlegung auch gegen den

Willen einzelner Eigentümer dann ſtattfinden , wenn die Neu⸗

einteilung ( Bauplatzumlegung ) im öffentlichen Intereſſe liegt
und wenn zugleich mehr als die Hälfte der beteiligten Grund⸗

eigentümer ſich für das Unternehmen erklären , auch die Zu⸗
ſtimmenden nach dem Steuerwerte mehr als die Hälfte der in

das Unternehmen fallenden Grundſtücke beſitzen .
2. Für die Einleitung und Durchführung einer ſolchen

Neueinteilung gelten die in den nachfolgenden 88 14 - 20

enthaltenen Beſtimmungen .
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b) Grundſätze .
§ 14 . 1. Aus den innerhalb des Gebiets , auf welches

die Neueinteilung ſich erſtrecken ſoll , gelegenen Grundſtücken
— mit Einſchluß der etwaigen überflüſſig werdenden öffent⸗

lichen Wege — wird eine Maſſe gebildet .
2. Aus dieſer Maſſe iſt erforderlichenfalls zunächſt das

nach dem Bebauungsplane für die künftigen Straßen und

Plätze beſtimmte Gelände auszuſcheiden ; der Flächengehalt
des vorbezeichneten Geländes wird ſämtlichen an der Maſſe
Abſatz 1) beteiligten Grundeigentümern nach Verhältnis des

Flächengehalts des von jedem derſelben in die Maſſe einge⸗
brachten Geländes in Abzug gebracht .

3. Das übrig bleibende Gelände wird unter die Eigen⸗
tümer , welche Grundſtücke in die Maſſe eingebracht haben ,
derart verteilt , daß ſie einen Erſatz erhalten , welcher dem An⸗
teil entſpricht , mit dem jeder am Geſamtwerte des in die

Neueinteilung einzubeziehenden Geländes ( Abſatz 1) beteiligt
war . Dabei ſind für jedes einzelne ſeinem Flächengehalte⸗
nach zur Bebauung geeignete Grundſtück ein an eine Straße
grenzender Bauplatz oder mehrere ſolche , und zwar ſoweit
tunlich in gleicher Lage wie die eingeworfenen Grundſtücke ,
dem Eigentümer zuzuweiſen . Dieſe Bauplätze müſſen regel⸗
mäßig in demſelben Baublocke gelegen ſein , in welchem das
eingeworfene Grundſtück ſich befand . Iſt die Zuweiſung in
demſelben Baublock in zweckmäßiger Weiſe nicht durchführ⸗
bar , ſo kann ſie auch in einem benachbarten Baubloch erfolgen .

4. Grundſtücke , deren Flächengehalt ſo gering iſt , daß
ſie nur durch ein zur Bebauung ungeeignetes Grundſtück er⸗
ſetzt werden könnten ( Kleinſtücke ) , ſind , wenn ſie nicht mit
anderen bebauten oder unüberbauten Grundſtücken desſelben
Eigentümers , ſofern letztere bebauungsfähig ſind oder es durch
die Zuſammenlegung werden , zuſammengelegt werden können ,
gegen Entſchädigung an die Gemeinde abzutreten und von
dieſer zur Aufteilung in die Maſſe einzuwerfen .

5. Nicht zu vermeidende Wertunterſchiede ſind durch
Geldentſchädigungen auszugleichen . Die den Eigentümern
zu gewährenden Entſchädigungen hat die Gemeinde , die den
Eigentümern auferlegten Entſchädigungen haben die Eigen⸗
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tümer an die Gemeinde zu leiſten ; durch Auflage ſolcher Geld⸗

entſchädigungen iſt insbeſondere auch der Wert der von der

Gemeinde gemäß - Abſatz 4 eingeworfenen Grundſtücke zu
decken .

6. Das für die künftigen Straßen und Plätze beſtimmte
Gelände ( Abſatz 2) geht , ſoweit es ein Drittel der von den

Eigentümern eingeworfenen Grundfläche nicht überſteigt , un⸗

entgeltlich in das Eigentum der Gemeinde über . Die in den

Fällen des Abſatzes 4 von der Gemeinde für ſolches Gelände

gezahlten Entſchädigungen ſind ihr aus der Maſſe zu vergüten .
7. Soweit das für die künftigen Straßen und Plätze

erforderliche Gelände jenes Maß überſteigt , hat die Gemeinde

dafür Entſchädigung zu leiſten . Die Entſchädigung kann ganz
oder teilweiſe , ſtatt in Geld , auch in Grundſtücken geleiſtet

werden , welche die Gemeinde innerhalb des Planbereichs
entweder ſchon eigentümlich beſitzt oder nach Abſatz 4 erwirbt .

8. Die Ermittelung der Wertanſchläge und Entſchä⸗
digungsbeträge erfolgt unter Beachtung der Grundſätze des

Enteignungsgeſetzes .

c) Vorverhandlung .

§ 15 . 1. Vor der Antragſtellung nach § 13 Abſatz 1

hat der Gemeinderat einen Plan über die Neueinteilung und

Wertausgleichung aufſtellen zu laſſen . Dabei iſt den Be⸗

teiligten Gelegenheit zur Wahrung ihrer Intereſſen zu geben ;
auch ſind , ſoweit nötig , Sachverſtändige beizuziehen .

2. Nach Abſchluß der Vorarbeiten ſtellt der Gemeinde⸗

rat bei dem Bezirksamte den Antrag auf Neueinteilung ;
demſelben iſt beizugeben

a) ein Plan über das der Neueinteilung zu unterziehende
Gebiet mit Bezeichnung der für die Neueinteilung er⸗

heblichen gegenwärtigen Verhältniſſe desſelben ,
b) der Plan über die Neueinteilung ,
c) eine Darſtellung der Wertanſchläge und Steuerwerte

der in die Neueinteilung einzubeziehenden Grundſtücke ,
einſchließlich des in die Straßenanlagen fallenden Ge⸗

ländes ,
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ch eine Darſtellung der Abzüge am Flächengehalt der

einzelnen Grundſtücke zufolge Ausſcheidung des Stra⸗

ßengeländes ( § 14 Abſatz 2) ,
e) eine Darſtellung der Wertanſchläge der neueingeteilten

Grundſtücke ohne das Straßengelände ,
f) eine Darſtellung der zur Wertausgleichung zu ge⸗

währenden oder aufzuerlegenden Geldentſchädigungen
14 Abſatz 5) ,

g) eine Darſtellung der nach § 14 Abſatz 4 von der Ge⸗
meinde zu leiſtenden Entſchädigungen ſowie der ihr
nach §8 14 Abſatz 6 Satz 2 gebührenden Vergütungs⸗
beträge ,

h) eine Darſtellung der nach §S 14 Abſatz 7 den einzelnen
Eigentümern zukommenden Erſatzbeträge ,

i) eine Darſtellung des Ergebniſſes der mit den Beteiligten
geführten Verhandlungen nebſt den Gutachten der etwa
vernommenen Sachverſtändigen .

3. Gibt die vorläufige Prüfung des Antrags dem Be⸗

zirksamte keinen Anlaß zu Beanſtandungen in formaler Be⸗

ziehung , ſo hat dasſelbe den Plan , nötigenfalls unter Beizug
Sachverſtändiger , zur Abſtimmung der Beteiligten zu bringen .

Die Ladung zur Abſtimmungstagfahrt iſt öffentlich bekannt

zu machen ; den beteiligten Grundeigentümern oder deren Be⸗

vollmächtigten , ſoweit ſie im Deutſchen Reiche an bekannten
Orten anweſend ſind , iſt dieſelbe außerdem beſonders zuzu⸗
ſtellen . Zwiſchen der öffentlichen Bekanntmachung beziehungs⸗
weiſe der Zuſtellung der Ladung und der Tagfahrt muß eine
Friſt von mindeſtens zwei Wochen liegen .

4. Bei der Abſtimmung werden Nichterſchienene und
Nichtabſtimmende als zuſtimmend gezählt . Die Zuſtimmung
des Eigentümers oder ſeines geſetzlichen Vertreters iſt , ſoweit
für die Veräußerung der Güter gewiſſer Perſonen geſetzliche
Beſchränkungen beſtehen , an dieſe Beſchränkungen nicht ge⸗
bunden . Als Eigentümer gilt der als ſolcher im Grundbuch
Eingetragene . Iſtt ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des
Grundbuchs eingetragen , ſo iſt auch derjenige , zu deſſen
Gunſten der Widerſpruch eingetragen iſt , zur Abſtimmungs⸗
tagfahrt zu laden und darf die Zuſtimmung für das betreffende
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Grundſtück nur dann als erklärt angenommen werden , wenn

ſie von beiden erklärt iſt oder als erklärt gilt .
5. In das Protokoll über die Abſtimmungstagfahrt ſind

auch die von einzelnen Eigentümern gegen den Plan über die

Neueinteilung und die Wertausgleichung oder gegen die Ab⸗

tretung von Grundſtücken erhobenen Einwendungen und die

Anmeldung etwa hieraus abgeleiteter Entſchädigungsan⸗
ſprüche aufzunehmen . Die nicht ſpäteſtens in der Tagfahrt
angemeldeten Anſprüche dieſer Art gelten als ausgeſchloſſen ;
insbeſondere findet eine nachträgliche Geltendmachung der⸗

ſelben im Wege der Klage gemäß § 17 dieſes Geſetzes nicht
ſtatt . Auf dieſe Folge der Unterlaſſung ſowie darauf , daß
Nichtabſtimmende als zuſtimmend angeſehen werden ( Abſatz 4

Satz 1), iſt in der Ladung zur Tagfahrt ( Abſatz 3 Satz 2)
hinzuweiſen .

6. Nach Einkunft des in Abſatz 2 bezeichneten Antrags
kann für die Zeit bis zur endgültigen Erledigung des Ver⸗

fahrens von der Baupolizeibehörde die Errichtung von Bauten

in dem für die Neueinteilung in Ausſicht genommenen Gebiet

unterſagt werden .

d) Verfahren vor Bezirksamt , Miniſterium des

Innern und Staatsminiſterium .

§ 16 . 1. Nach beendigter Vorverhandlung erhebt das

Bezirksamt über den Plan und die vorliegenden Einwen⸗

dungen das Gutachten des Bezirksrats .
2. Iſt der Bezirksrat der Anſicht , daß die Neueinteilung

nicht im öffentlichen Intereſſe liege oder erhobene Einwen⸗

dungen begründet ſeien , ſo eröffnet das Bezirksamt dies

unter Angabe der Gründe dem Gemeinderate . Ein weiteres

Verfahren findet in dieſem Falle nur ſtatt , wenn der Gemeinde⸗

rat binnen Monatsfriſt das Miniſterium des Innern anruft ,
welches , wenn es die Bedenken des Bezirksrats teilt , end⸗

gültig über die Zurückweiſung des Antrags entſcheidet .
3. Hält der Bezirksrat die beantragte Neueinteilung

für im öffentlichen Intereſſe liegend und angemeſſen , ſo er⸗

ſtattet das Bezirksamt unter Darlegung des Sachverhalts
Vorlage an das Miniſterium des Innern .

Schluſſer - Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 2
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4. Das Miniſterium des Innern kann auch im letzteren
Falle , wenn es findet , daß die Neueinteilung nicht im öffent⸗
lichen Intereſſe liege oder daß erhobene Einwendungen be⸗

gründet ſeien , vorbehaltlich des Rekurſes an das Staats⸗

miniſterium , beſchließen , daß das Verfahren zu beruhen habe .
5. Hält das Miniſterium des Innern die beantragte

Neueinteilung für im öffentlichen Intereſſe liegend und an⸗

gemeſſen , ſo erwirkt dasſelbe über die vorliegenden Einwen⸗

dungen eine Entſchließung des Staatsminiſteriums .
6. Das Staatsminiſterium entſcheidet ,

a) ob diejenigen , welche gegen den Beizug zu der Neu⸗

einteilung , gegen die Zuteilung der Bauplätze , gegen
die Wertausgleichung oder aus anderen Gründen Ein⸗

wendungen erhoben haben , verbunden ſind , an der

Neueinteilung nach Maßgabe des Planes teilzunehmen ;
b) ob die Eigentümer von Kleinſtücken ( § 14 Abſatz 4)

verpflichtet ſind , dieſelben zum Zweck der Durchführung
der Neueinteilung gegen vorherige Entſchädigung an
die Gemeinde abzutreten .

7. Auf die Entſchließung des Staatsminiſteriums finden ,
auch hinſichtlich der Verbindlichkeit zur Teilnahme an der

Neueinteilung nach Maßgabe des Planes , die Vorſchriften
des Enteignungsgeſetzes entſprechende Anwendung .

8. Bis zur Entſchließung des Staatsminiſteriums iſt der
Gemeinderat jederzeit berechtigt , den Antrag auf Neuein⸗

teilung der Grundſtücke zurückzuziehen .

e) Entſchädigungsanſprüche gegen die Gemeinde .

§ 17 . 1. Die von dem Verfahren betroffenen Eigentümer
können gegen die Gemeinde Anſpruch auf Geldentſchädigung
durch Klage bei dem bürgerlichen Gericht erheben , wenn ſie
behaupten , daß der ihnen gewährte Erſatz den Vorſchriften
des § 14 Abſatz 8 nicht entſpricht . Als Erſatz im Sinne dieſer
Beſtimmung gelten

a) für Eigentümer von Kleinſtücken die in §S 14 Abſatz 4

vorgeſehene Geldentſchädigung ,
b) für die bei der Neueinteilung beteiligten Eigentümer

die ihnen zugewieſenen Grundſtücke in Verbindung mit
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den ihnen etwa auferlegten oder gewährten Geldent⸗

ſchädigungen ſowie in den Fällen , in welchen ausnahms⸗
weiſe für das Straßengelände ein Gelderſatz ſtattfindet
( 8 14 Abſatz 7) , mit dem ihnen zugewieſenen Anteil an

— Erſatzbetrage .
Die Klage iſt bei Vermeiden des Verluſtes binnen

zwei Manöed, von dem Tage an gerechnet , an welchem
die Entſchließung des Staatsminiſteriums bekannt gemacht

worden iſt , zu erheben .

1) Rechte dritter Perſonen .

§ 18 . 1. Hinſichtlich der auf den Grundſtücken des bis⸗

herigen Beſitzſtandes ruhenden Rechte dritter Perſonen ſind
im Falle der Neueinteilung die noch in Geltung befindlichen
Beſtimmungen der Artikel 13 bis 19 des Feldbereinigungs⸗
geſetzes mit der Maßgabe entſprechend anzuwenden , daß an

die Stelle der daſelbſt vorgeſehenen Kommiſſion der Gemeinde⸗

rat tritt .

2. Das Straßengelände geht unbelaſtet auf die Gemeinde

über . Ruhen auf den zur Straßenanlage abgetretenen Grund⸗

ſtücken Hypotheken , Grundſchulden , Rentenſchulden oder

Reallaſten , ſo treten an Stelle der abgetretenen die dem bis⸗

herigen Eigentümer im Neueinteilungsverfahren zugewieſenen
Grundſtücke in Verbindung mit den ihm zur Wertausglei⸗
chung gewährten Geldentſchädigungen und , ſoweit für das

Straßengelände ein Gelderſatz ſtattfindet , mit dem Anteile

desſelben hieran .
3. Die auf Kleinſtücken ( § 14 Abſatz ) laſtenden Hypo⸗

theken , Grundſchulden , Rentenſchulden und Reallaſten er⸗

löſchen . Die dafür gewährte Geldentſchädigung muß in Er⸗

mangelung einer anderweiten Vereinbarung zur Sicherung
der Gläubiger nach den Vorſchriften der Hinterlegungsord —
nung öffentlich hinterlegt werden .

g) Vollzugsreiferklärung .

§ 19 . 1. Nach endgültig erledigtem Verfahren erklärt

das Miniſterium des Innern den Plan über die Neueinteilung
der Grundſtücke für vollzugsreif und beſtimmt ic den
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Zeitpunkt für den Übergang des Eigentums und der Rechte
dritter Perſonen .

2. Dieſer Übergang geſchieht kraft Geſetzes und mit

Wirkſamkeit gegen Dritte . Die Staatsverwaltungsbehörde
hat jedoch unverzüglich das Grundbuchamt um die Eintragung
des erfolgten Übergangs zu erſuchen . Der Übergang des

Eigentums infolge der Neueinteilung iſt der Verkehrsſteuer
nicht unterworfen .

3. Die Vollzugsreiferklärung kann nach Hinterlegung
der ſtreitigen Entſchädigungsbeträge erfolgen , bevor das Ge⸗

richt über die Entſchädigungsanſprüche erkannt hat .

h) Vollzug der Neueinteilung .

§ 20 . 1. Der Vollzug des Planes über die Neuein⸗

teilung liegt dem Gemeinderat ob .
2. Die Koſten der Aufſtellung und des Vollzugs des

Planes bleiben der Gemeinde zur Laſt .
3. Durch Gemeindebeſchluß kann mit Staatsgenehmi⸗

gung beſtimmt werden , daß dieſe Koſten und die von der
Gemeinde zu leiſtenden nicht gedeckten Entſchädigungen ganz
oder zumteil von den an dem neuen Beſitzſtande beteiligten
Eigentümern nach Maßgabe der Bereicherung erſetzt werden ,
welche dieſe durch die Neueinteilung erfahren haben .

4. Über die Verpflichtung zur Leiſtung dieſes Erſatzes
oder der in § 14 Abſatz 5 bezeichneten Geldentſchädigungen
entſcheidet erforderlichenfalls der Bezirksrat als Verwaltungs⸗
behörde . Gegen die Entſcheidung iſt Klage an den Verwal⸗

tungsgerichtshof zuläſſig , in den Fällen des § 14 Abſatz 5

jedoch nur , wenn die Klage ſich darauf ſtützt , daß die gefor⸗
derte Geldentſchädigung dem vollzugsreifen Plane nicht
entſpricht .

5. Auf alle Forderungen der Gemeinden gegen die Be⸗
teiligten finden die Vorſchriften über die Betreibung öffent⸗
licher Abgaben entſprechende Anwendung . Die Gemeinden
ſind befugt , zur Sicherung der bezeichneten Anſprüche , inſo⸗
weit dieſelben den Betrag von einhundert Mark überſteigen ,
die Eintragung einer Sicherungshypothek auf die am Ver⸗
fahren beteiligten Grundſtücke der Schuldner zu verlangen .
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Die Eintragung der Sicherungshypothek erfolgt auf Erſuchen
des Bezirksamts .

i) Neueinteilung mit Zuſtimmung aller Grund⸗

eigentümer .
§ 21 . 1. Haben der Neueinteilung eines Baugebiets

alle beteiligten Grundeigentümer und der Gemeinderat zu⸗
geſtimmt , ſo kommt dieſelbe mit den Wirkungen des § 18
und des zweiten Abſatzes des § 19 zuſtande , ſobald ſie von
dem Miniſterium des Innern nach gutächtlicher Außerung des

Bezirksrats für vollzugsreif erklärt iſt .
2. Auf die Zuſtimmungserklärung der Grundeigentümer

finden die Beſtimmungen in § 15 Abſatz 4 Satz 2, 3 und 4

Anwendung .
3. Auf die aus dem Unternehmen ſich ergebenden Geld⸗

anſprüche unter den beteiligten Grundeigentümern findet 8 20

Abſatz 4 Anwendung .

F. Die Umlegung der Straßenkoſten .

a) Straßenkoſtenbeiträge .
§ 22 . 1. Durch Gemeindebeſchluß kann mit Staats⸗

genehmigung bis zum Zeitpunkt der planmäßigen Fertig⸗
ſtellung einer neuen oder einer durch Verbeſſerung eines

beſtehenden Weges geſchaffenen Ortsſtraße beſtimmt werden ,
daß die Eigentümer der an dieſe angrenzenden Grundſtücke
an die Gemeinde die von ihr aufgewendeten Straßenkoſten
in dem durch Abſatz 5 beſtimmten Umfange ganz oder teil⸗

weiſe zu erſetzen haben .
2. Die Fälligkeit der nach Abſatz 1 zu leiſtenden Bei⸗

träge tritt hinſichtlich unbebauter Grundſtücke erſt in dem Zeit⸗
punkt ein , in welchem auf denſelben Bauten errichtet werden . “ )

) über die Frage , ob ein Grundſtück als bebaut oder unbebaut
zu behandeln iſt , ſ. Entſch . d. VGGH. v. 19. Nov . 1913 u. 13. Mai 1914
in Vgeitſchr . 1914 S. 118 u. 170 ; über den Zeitpunkt des Eintritts
der Bebauungsfähigkeit eines ſtädtiſchen Grundſtücks ſ. Entſch . d.
OLG . Karlsruhe v. 14. März 1913 , ebenda S. 109.

Die Vereinigung eines unbebauten Gartengrundſtücks mit einem
anſtoßenden bebauten Grundſtück macht das erſtere zu einem Teil
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Wenn jedoch in einer unter ſinngemäßer Anwendung der Be⸗

ſtimmungen des § 15 Abſatz 3 Satz 2, Abſatz 4 und Abſatz 5

letzter Satz abgehaltenen Tagfahrt mehr als die Hälfte der

Grundeigentümer , die zugleich nach dem Steuerwerte mehr
als die Hälfte der in das Unternehmen fallenden Grundſtücke

beſitzen , zuſtimmen , kann durch Gemeindebeſchluß mit Staats⸗

genehmigung auch beſtimmt werden , daß die Beiträge ſofort

nach der Straßenherſtellung fällig ſein ſollen .
3. Im Falle des Abſatzes 2 Satz 2 kann der Eigentümer

eines bei Beginn der Straßenherſtellung unbebauten Grund⸗

ſtücks , wenn er nachweiſt , daß dasſelbe nicht bebaubar iſt, !)

für die Dauer dieſes Zuſtandes Befreiung von der Erſatz⸗
pflicht beanſpruchen .

4. Der Eigentümer eines ſchon vor Beginn der Straßen⸗
herſtellung bebauten Grundſtücks ! ) kann Befreiung von der

Erſatzpflicht beanſpruchen , wenn er nachweiſt , daß die Straße
dem Grundſtück einen entſprechenden Vorteil nicht bietet .

5. Als Straßenkoſten kommen in Betracht die Koſten für
a) die Erwerbung und Freilegung des Straßengeländes ,
b) die Herſtellung des Straßenkörpers ,
c) die gewöhnliche Herſtellung ( Chauſſierung ) der Fahr⸗

bahn mit Einſchluß der gepflaſterten Straßenübergänge
und der zur Fahrbahn gehörigen gepflaſterten Rinnen ,

d) die Unterhaltung während höchſtens fünf Jahren nach
der Straßenherſtellung .

6. Die vorſtehenden Beſtimmungen ( Abſatz 1 bis 5)
finden auch im Falle einer Verbreiterung oder ſonſtigen Ande⸗

rung einer beſtehenden Ortsſtraße Anwendung , wenn die

Verbreiterung oder ſonſtige Anderung den anſtoßenden Grund⸗

ſtücken einen entſprechenden Vorteil bietet . “)
7. Nähere Beſtimmungen , insbeſondere über den Maß⸗

ſtab für die Koſtenverteilung , über den Zeitpunkt der Fällig⸗

des letzteren und bewirkt damit die Fälligkeit der auf dem erſteren
ruhenden Straßenkanalkoſtenbeiträge : Entſch . d. VGH . v. 27. Sept .
1921 in BZeitſchr . 1922 S. 78.

1) Siehe Fußnote 1 S. 21.
2) über die Auslegung dieſer Beſtimmung ſ. Entſch . d. VGH .

v. 4. Febr . 1914 u. 19. Okt . 1916 in VZeitſchr . 1914 S. 215 u.
19 8159 .
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keit der Erſatzbeträge , über die Stundung und Verzinſung
fälliger Beiträge , ſowie über völlige und teilweiſe Befreiung
von der Beitragspflicht , namentlich hinſichtlich ſolcher Grund⸗

ſtücke , welche der Beſchaffung billigen Baugeländes und zweck⸗
mäßig eingerichteter Kleinwohnungen für Minderbemittelte

dauernd zu dienen beſtimmt ſind , können durch Gemeinde —

beſchluß mit Staatsgenehmigung getroffen werden . “

b) Beitragsleiſtung für Abzugskanäle .

§ 23 . 1. Durch Gemeindebeſchluß kann mit Staats⸗

genehmigung den Grundeigentümern der teilweiſe Erſatz der

Koſten der Herſtellung der ihren Grundſtücken dienenden , von

der Gemeinde gebauten unterirdiſchen Abzugskanäle auf⸗
erlegt werden .

2. Der Gemeindebeſchluß kann im voraus allgemein
oder unter Beſchränkung auf beſtimmte Straßengebiete er⸗

laſſen werden . Im letzteren Falle iſt er bis zur gebrauchs⸗
fähigen Herſtellung der Kanäle und , wenn ihr die Straßen⸗
herſtellung nachfolgt , bis zu dieſer ſtatthaft .

3. Abſatz 7 des § 22 findet entſprechende Anwendung .

c) Beitragsleiſtung für Gehwege , Rinnen und

dergleichen .

§ 24 . 1. Durch Gemeindebeſchluß kann mit Staats⸗

genehmigung den Eigentümern der an eine Ortsſtraße
angrenzenden Grundſtücke die Pflicht der Herſtellung und

Unterhaltung der öffentlichen Gehwege und der zugehörigen
Rinnen , ſowie der Rinnen und Kanäle , welche zur Ableitung
von Regenwaſſer oder Unrat in die Straßenrinnen und öffent⸗

lichen Kanäle dienen , oder aber die Pflicht zum Erſatze der

von der Gemeinde zur Herſtellung dieſer Anlagen aufgewen⸗
deten Koſten auferlegt werden . “ )

Y) Über die rechtliche Bedeutung der „allgemeinen Grundſätze “
über den Beizug der Anlieger zu den Straßenkoſten ſ. Entſch . d.

VG9 . v. 27. Mai 1914 in Bgeitſchr . 1914 S. 238 .

2) Die durch einen ſolchen Gemeindebeſchluß begründete Ver⸗

pflichtung zum Erſatz der Gehwegkoſten iſt vom Nachweis eines be⸗

ſonderen Nutzens für die einzelnen Grundſtücke unabhängig : Entſch .
d. VGhH. v. 20. Nov . 1912 in VZeitſchr . 1913 S. 98.
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2. Der Gemeindebeſchluß kann im Voraus allgemein
oder unter Beſchränkung auf beſtimmte Straßengebiete , im

letzteren Falle nur vor Herſtellung der Gehwege , Rinnen und

Kanäle , erlaſſen werden .

3. Die nähere Beſtimmung , ob und wieweit die Grund⸗

eigentümer die Herſtellung und Unterhaltung ſelbſt zu über⸗

nehmen oder aber der Gemeinde deren Koſten zu erſetzen
haben , erfolgt im Gemeindebeſchluß . Im übrigen findet auf
den Gemeindebeſchluß Abſatz 7 des § 22 entſprechende An⸗

wendung .

d) Sffentliche Laſten .

§S 25 . 1. Die nach 88 22 bis 24 begründeten Ver⸗

pflichtungen der Grundſtückseigentümer zur Bezahlung von
Beiträgen ſind , ſofern ſie nach dem 30 . September 1904fällig
geworden ſind , öffentliche Laſten des Grundſtücks und gehen
im Falle des Eigentumswechſels auf den neuen Erwerber des

Grundſtücks über . Außerdem haftet jeder Eigentümer für
die während der Dauer ſeines Eigentums fällig gewordenen
Leiſtungen auch perſönlich . .

2. Ein Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung aus
dem Erlöſe des Grundſtücks kann von der forderungsberech⸗
tigten Gemeinde nur nach Maßgabe der ſchriftlichen Beſtäti⸗
gung des Bezirksamts geltend gemacht werden , in welcher
bezeichnet ſein muß

a) das Grundſtück und deſſen Eigentümer ,
b) der auf Grund des Gemeindebeſchluſſes feſtgeſetzte

Betrag des auf das einzelne Grundſtück entfallenden
Beitrags ,

c) der Zeitpunkt der Fälligkeit dieſer Beitragsforderung .
3. Die Gemeinden ſind verpflichtet , über die ihnen nach

88 22 bis 24 zuſtehenden Forderungen an die Grundſtücks⸗
eigentümer Verzeichniſſe zu führen , aus denen die Belaſtung
jedes einzelnen Grundſtücks mit ſolchen Forderungen erſichtſich
iſt . Die Einſicht dieſer Verzeichniſſe iſt jedermann gebühren⸗
frei geſtattet ; auf Verlangen ſind daraus auf Koſten des
Antragſtellers Auszüge oder Zeugniſſe zu erteilen .

⏑W
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e) Reinigung der Ortsſtraßen oder Erſatzleiſtung
hierfür durch die Angrenzer .

§ 26 . 1. Durch bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchrift
kann die Pflicht zur Reinigung der Ortsſtraße den Eigen⸗

tümern , Mietern und Pächtern der angrenzenden Grundſtücke

auferlegt werden .

2. Durch Gemeindebeſchluß kann mit Staatsgenehmi⸗

gung den Eigentümern der an eine Ortsſtraße angrenzenden

Grundſtücke die Pflicht zum Erſatz der von der Gemeinde

für die Reinigung aufgewendeten Koſten auferlegt werden .

Der Abſatz 7 des § 22 findet entſprechende Anwendung .
3. Die Beſtimmung des Abſatzes 1 findet auch auf die

Verpflichtung zum Beſtreuen der Straßen bei Eisbildung

Anwendung .

G. Baulaſten .

Baulaſtenbücher .

§ 27. 1) 1. Beſondere , nicht ſchon aus den allgemeinen
baupolizeilichen Vorſchriften ſich ergebende Verpflichtungen ,
welche hinſichtlich der Art der Überbauung oder hinſichtlich
der Nichtbebauung von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen ,
ſowie hinſichtlich der Art der Benutzung von Bauten oder

Bauteilen auf Verlangen der Baupolizeibehörde gegenüber
dieſer Behörde von dem Eigentümer mit Rückſicht auf ein

von ihm oder von einem anderen Eigentümer eingereichtes
Baugeſuch übernommen werden , haften , wenn ſie in dem

Baulaſtenbuch eingetragen ſind , als öffentlich⸗rechtliche Laſten
( Baulaſten ) auf dem Grundſtück und gehen als ſolche auf
jeden ſpäteren Erwerber des Grundſtücks über .

2. Die Erklärungen , durch welche ſolche Verpflichtungen
übernommen werden , müſſen , um rechtsverbindlich zu ſein ,
in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde oder unter⸗

ſchriftlich zu Protokoll der Baupolizeibehörde oder der Ge —

meindebehörde abgegeben werden . Im übrigen iſt die Rechts⸗
gültigkeit der Erklärungen nach den Beſtimmungen des

bürgerlichen Rechtes zu beurteilen .

5) Siehe unten unter II, 3.
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3. Soll durch Übernahme einer ſolchen Baulaſt die zu⸗
läſſige Überbauung eines Grundſtücks nach Fläche oder Höhe zu
Gunſten eines Nachbars verringert werden , ſo ſind diejenigen ,
für welche Rechte im Grundbuch eingetragen ſind , von dem

Vorhaben zu benachrichtigen , ſoweit ſie oder ihr Bevoll⸗

mächtigter einen bekannten Wohnſitz im Deutſchen Reiche
haben . Die Eintragung der Baulaſt ſoll nicht vor Ablauf
von zwei Wochen nach der Zuſtellung der Nachricht an die

Drittberechtigten erfolgen .
4. Die Baulaſtenbücher werden von der Gemeinde geführt .

Die näheren Vorſchriften über ihre Einrichtung und Führung
werden im Verordnungswege erlaſſen . “)

5. Die Einſicht der Baulaſtenbücher iſt jedermann ge⸗
bührenfrei geſtattet . Auf Verlangen ſind daraus auf Koſten
des Antragſtellers Auszüge oder Zeugniſſe zu erteilen .

6. Die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtehenden
Verpflichtungen der in Abſatz 1 bezeichneten Art erlangen die

daſelbſt vorgeſehene dingliche Wirkung , wenn die Erklärungen
der Formvorſchrift des Abſatzes 2 entſprechen und wenn feit
Abgabe der Erklärung bis zum Eintrag in das Baulaſtenbuch
ein Wechſel des Eigentümers nicht ſtattgefunden hat .

7. Gegen die Entſcheidung der Baupolizeibehörde über
das Beſtehen von Baulaſten und über die Wirkſamkeit der

Erklärungen , durch welche ſie übernommen worden ſind , findet
Klage an den Verwaltungsgerichtshof ſtatt .

H. Beſondere Baubeſchränkungen .

Beſchränkung der Benutzung von Vorgärten .

§ 28 . 1. Die Benutzung von Vorplätzen und Vorgärten
E2Abſatz 3) an einer hergeſtellten Ortsſtraße zu gewerb⸗
lichen oder ſonſtigen Zwecken kann durch ortspolizeiliche Vor⸗
ſchrift geregelt werden .

2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden
an Geld bis zu 150 , oder mit Haft beſtraft .

) Siehe unten unter II , 3.
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Bauten an Eiſenbahnen und öffentlichen Wegen .

§ 29 . 1. Bauten aller Art dürfen nicht in geringerer

Entfernung von der Eiſenbahn als 7,5 mvon der Kante des

Bahnkörpers oder von der Grenze eines Bahnhofs errichtet

werden . ! )
2. Bei Gebäuden , welche Wandbekleidungen oder Be⸗

dachungen von brennbaren Stoffen erhalten , oder in welchen

leicht entzündliche Stoffe zubereitet oder aufbewahrt werden

ſollen , muß die Entfernung mindeſtens 15 m betragen .
3. In beſonderen Fällen , welche keine Gefahr für die

Eiſenbahn und deren Betrieb beſorgen laſſen , können Aus⸗

nahmen von dieſen Vorſchriften nach Anhörung der beteiligten

Eiſenbahnverwaltung geſtattet werden .

4. Für Bauten an öffentlichen Wegen , die nicht zugleich

Ortsſtraßen ſind , ſind die Vorſchriften des Straßengeſetzes
maßgebend .

J . Entſchädigungen und Zuſtändigkeit .

Entſchädigungsanſprüche .
S 30 . 1. Eine Entſchädigung können diejenigen , welche

durch Feſtſtellung der Bauflucht oder in Anwendung der

88 6, 11 , 12 und 209 dieſes Geſetzes ſowie des §S 31 des

Straßengeſetzes genötigt werden , ihr Eigentum unüberbaut
liegen zu laſſen , wegen dieſer Einſchränkung nicht verlangen .

2. Dem Eigentümer ſteht jedoch , wenn ihm unter einer

der in Abſatz 1genannten Vorausſetzungen der Wiederaufbau

eines Gebäudes verſagt wird , gegen die Gemeinde , in den

Fällen des § 29 Abſatz 1 bis 3 gegen die Eiſenbahnverwal⸗
tung , in den Fällen des § 31 des Straßengeſetzes gegen die
Straßenbaupflichtigen für die durch die Verſagung verurſachte
Wertsminderung des Grundſtücks ein Anſpruch auf Entſchä⸗

digung zu . Im Falle der Bauſperre ( 8 6) findet auch dieſer

Anſpruch nicht ſtatt .
3. Wird eine Ortsſtraße eingezogen oder in ihrer Höhe

oder Richtung geändert , oder wird die Ausführung einer

planmäßig feſtgeſtellten Ortsſtraße aufgegeben oder nach

9 Siehe das Nähere unten unter III Ae .
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Höhe , Breite oder Richtung abweichend von dem Plane voll⸗

zogen , ſo iſt die hierdurch verurſachte Wertsminderung der
vor der Bekanntgebung des bezüglichen Vorhabens an der

abgeänderten Strecke der beſtehenden oder geplanten Orts⸗

ſtraße errichteten oder in Angriff genommenen Gebäude den

Eigentümern von dem Straßenbaupflichtigen inſoweit zu er⸗
ſetzen , als die Wertsminderung und gegebenen Falls die neu
hinzukommende Straßenkoſtenbeitragslaſt ( §8 22 bis 24 )
nicht durch eine als Folge der Straßenveränderung eintretende

Wertserhöhung ausgeglichen iſt .
4. Außerdem hat der Straßenbaupflichtige , wenn die

Höhe einer Ortsſtraße verändert wird , die dadurch nötig
werdenden Veränderungen an den Zufahrten und Zugängen
der angrenzenden Grundſtücke auf ſeine Koſten herzuſtellen ;
ſoweit durch die Veränderung der Wert des Grundſtücks er⸗
höht iſt , hat der Eigentümer den der Wertserhöhung ent⸗
ſprechenden Teil der Herſtellungskoſten zu vergüten . Der
Eigentümer kann , ſtatt der Herſtellung durch den Straßen⸗
baupflichtigen , den Erſatz der zur Herſtellung gemachten Auf⸗
wendungen abzüglich des Betrags der durch die Veränderung
verurſachten Wertserhöhung verlangen .

5. Auf die Beſtimmung der Entſchädigung finden in den
Fällen des Abſatzes 2 und 3, ſoweit nicht etwas anderes be⸗

ſtimmt iſt , die Vorſchriften desEnteignungsgeſetzesAnwendung .
6. Für die Anſprüche aus Abſatz ? bis 5 ſind die bürger⸗

lichen Gerichte zuſtändig .

Zuſtändigkeit für Streitigkeiten nach 88 22 bis 26 .

§ 31 . 1. In den Fällen der 8S22 bis 26 entſcheidet
über Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und dem einzelnen
Grundeigentümer über deſſen Beitragspflicht ! ) und die Größe

) Der Ausdruck „Beitragspflicht “ in § 31 Abſ . 1 OStch . um⸗
faßt nach dem Sprachgebrauch des Geſetzes nicht auch die Selbſtbe⸗
ſorgung der Straßenreinigung , die nach § 26 Abſ . 1 OStch . durch
bezirks⸗ oder ortspolizeiliche Vorſchrift den Angrenzern als Natural⸗
leiſtung auferlegt iſt ; vielmehr iſt nach 8 31 OStG . nur über Ver⸗
pflichtungen , die auf einen Gemeindebeſchluß (ogl . §S 26 Abf . 2) ge⸗
gründet werden , zu entſcheiden : Entſch . d. VGH . v. 8. Mai 1913 in
VZeitſchr . 1913 S. 179.
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der ihm angeſonnenen Leiſtung erforderlichenfalls der Bezirks⸗
rat als Verwaltungsbehörde . Gegen die Entſcheidung iſt

Klage an den Verwaltungsgerichtshof zuläſſig .

2. Die Entſcheidung erfolgt nach dem allgemeinen Maß⸗

ſtab , welchen der Gemeindebeſchluß für den Beizug der an

die Straße grenzenden Eigentümer feſtſtellt .

K. Schluß⸗ und Übergangsbeſtimmungen .

Zeit des Inkrafttretens . Aufhebung der älteren

Geſetze .

§ 32 . 1. Der Zeitpunkt des Jnkrafttretens des vor⸗

liegenden Geſetzes wird durch landesherrliche Verordnung
beſtimmt . ! )

2. Mit dem Zeitpunkt ſeines Inkrafttretens tritt das

Geſetz vom 20 . Februar 1868 , die Anlage der Ortsſtraßen
und Feſtſtellung der Baufluchten , ſowie das Bauen längs der

Landſtraßen und Eiſenbahnen betreffend , mit den durch die

Nachträge vom 3. März 1880 , vom 26 . Juni 1890 , vom

6. Juli 1896 und vom 20 . Auguſt 1904 bewirkten Anderungen
und Zuſätzen außer Wirkſamkeit .

3. Wo auf dieſe Beſtimmungen ( Abſatz 2) in anderen

Geſetzen Bezug genommen iſt , treten an ihre Stelle die ent⸗

ſprechenden Paragraphen des vorliegenden Geſetzes .

J . Soweit in einer Gemeinde das Reichsgrundbuchrecht

noch nicht in Kraft getreten iſt , bleibt an Stelle der 88 18 , 19

und 20 Abſatz 5 die Faſſung der Artikel 16 , 17 und des

Artikels 18 Abſatz 5 des bisherigen Geſetzes maßgebend .

5. Im übrigen erläßt das Miniſterium des Innern die

erforderlichen Vollzugsbeſtimmungen .

) Durch landesh . VO. vom 10. Dezember 1908 ( Geſ . ⸗ u. VOBl .

S. 639 ) wurde als Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ortsſtraßen⸗

geſetzes vom 15. Oktober 1908 der 1. Januar 1909 beſtimmt .
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2 . Verordnung des Miniſteriums des Innern

vom 19 . Dezember 1908 , den Vollzug des Orts⸗

ſtraßengeſetzes betreffend .
( Geſ. ⸗ und VOBl . 1908 S. 669) .

Zum Vollzuge des Ortsſtraßengeſetzes vom 15. Oktober 1908
verordnen wir auf Grund des § 32 Abſatz 5 mit Wirkung vom
1. Januar 1909 an, wie folgt :

J. Neueinteilung von Grundſtücken ( Bauplatzumlegung ) .
§ 1. Staatsverwaltungsbehörde im Sinne des § 19 Abſatz 2

Satz 2 des Ortsſtraßengeſetzes iſt das Miniſterium des Innern ,
welches das Erſuchen um Eintragung des erfolgten Eigentumsüber⸗
gangs durch Vermittelung des hiermit beauftragten Bezirksamtes
an das Grundbuchamt richten wird .

§S 2. In dem gemäß § 20 Abſatz 5 Satz 3 des Ortsſtraßen⸗
geſetzes erfolgenden Erſuchen des Bezirksamtes um Eintragung der
Sicherungshypothek ſind die zu belaſtenden Grundſtücke unter Be⸗
zeichnung der Lagerbuchnummer und der Grundbuchſtelle , der Betrag
der von dem Eigentümer gemäß § 14 Abſatz 5 des Ortsſtraßen⸗
geſetzes zu leiſtenden Entſchädigung auf Grund des von dem Mini⸗
ſterium des Innern für vollzugsreif erklärten Planes , die anſpruchs⸗
berechtigte Gemeinde ſowie der Zeitpunkt der Fälligkeit ihrer Ent⸗
ſchädigungsanſprüche anzugeben .

II . Beizugsverfahren zum Zwecke der Umlegung der in 8 22
des Ortsſtraßengeſetzes bezeichneten Straßenkoſten .

a) Aufſtellung allgemeiner Grundſätze .
§ 3. 1. Soll in einer Gemeinde ein Beizug der Eigentümer

der an eine Ortsſtraße angrenzenden Grundſtücke zu den in 8 22
des Ortsſtraßengeſetzes bezeichneten Straßenkoſten ſtattfinden , ſo ſind
zunächſt hinſichtlich der Art und des Umfangs dieſes Beizugs , ſowie
hinſichtlich des Maßſtabs für denſelben auf Antrag des Gemeinderats
durch Gemeindebeſchluß beſtimmte allgemeine Grundſätze aufzuſtellen ,
welche im Einzelfalle für die Bemeſſung der den Eigentümern auf⸗
zuerlegenden Verpflichtungen als Richtſchnur zu dienen haben .

2. Von dieſem Gemeindebeſchluß iſt dem Bezirksamt ! ) durch
Vorlage einer Abſchrift in doppelter Fertigung Kenntnis zu geben .

3. Das Bezirksamt ! ) überſendet nach erfolgter Prüfung und

) In den „ Städten “ ( § 3 Abſ . 1d u. §S 108 GemO . v. 5. Okt .
1921 ) kommen die in 88 3 —12 VVoO. z. OStch . feſtgeſetzten Zuſtän⸗
digkeiten des Bezirksamts nunmehr dem Landeskommiſſär zu, welcher
gemäß § 110 Ziffer 1 GemO . ohne Mitwirkung des Beirats ent⸗
ſcheiden kann , wenn nicht von den Beteiligten die Entſcheidung des
Beirats angerufen wird : Erl . d. Arb Min. v. 20. April 1923 Nr. 176˙2
( VSeitſchr . 1923 S. 88) .
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Erledigung etwaiger Beanſtandungen eine Fertigung der Oberdirektion
des Waſſer⸗ und Straßenbaues . “ )

4. Erfolgt keine Beanſtandung oder ſind die Beanſtandungen

erledigt , ſo ſind die Grundſätze in ortsüblicher Weiſe von der Ge⸗
meinde bekannt zu machen .

b) Beizugsverfahren im Einzelfalle .

§ 4. 1. Zum Zwecke des wirklichen Beizugs der Anſtößer
zu Straßenkoſtenbeiträgen im Sinne des § 22 des Ortsſtraßengeſetzes
iſt für jede einzelne Ortsſtraße jeweils ein beſonderer Gemeindebeſchluß
zu faſſen , zu welchem die Staatsgenehmigung von Fall zu Fall ein⸗

zuholen iſt .
2. Hierbei hat das in den 88 5 bis 9 bezeichnete Verfahren

einzutreten .

§S 5. 1. Der Gemeinderat ſtellt , nachdem über den Plan für
die Anlage der Ortsſtraße endgültig entſchieden iſt , einen im einzelnen

berechneten Überſchlag des Aufwandes , zu deſſen Beſtreitung die

Grundeigentümer beigezogen werden ſollen , ſowie eine Liſte der bei⸗

tragspflichtigen Grundeigentümer auf .
2. In der Liſte iſt die Größe der die Beitragspflicht begrün⸗

denden Grundſtücke ſowie das Maß ihrer an die Straße ſtoßenden
Grenzen anzugeben . Zugleich bezeichnet der Gemeinderat ausdrücklich
das Verhältnis , in welchem die Geſamtheit zu dem Aufwande bei⸗

zutragen hat , ſowie den Maßſtab , nach welchem der angeforderte
Beitrag auf die einzelnen Eigentümer verteilt werden ſoll.

3. Wenn und ſoweit hierbei von den nach 8 3 dieſer Verordnung

aufgeſtellten allgemeinen Grundſätzen wegen der beſonderen Verhältniſſe
des Falles abgewichen wird , ſind die letzteren näher darzulegen .

4. Iſt eines der als beitragspflichtig bezeichneten Grundſtücke
bereits ganz oder teilweiſe bebaut , ſo iſt dies in der Liſte erſichtlich

zu machen .
6. 1. Der Gemeinderat läßt die ſämtlichen in 85 bezeich⸗

neten Vorarbeiten ſamt dem Ortsſtraßenplan , aus welchem die Lage
der Grundſtücke zu erſehen iſt , 14 Tage lang auf dem Rathaus öffent⸗

lich auflegen , indem er zugleich eine angemeſſene Friſt feſtſetzt , innerhalb
deren bei Ausſchlußvermeiden Einwendungen geltend zu machen ſind .

2. Dieſe Verfügung wird öffentlich in ortsüblicher Weiſe ver⸗

kündet und außerdem durch beſondere Eröffnung den beteiligten

Grundeigentümern oder deren Bevollmächtigten und ſonſtigen Ver⸗

tretern , ſoweit ſie im Deutſchen Reich an bekannten Orten anweſend

ſind , zur Kenntnis gebracht .
3. Im übrigen ſoll , ſoferne dies ohne unverhältnismäßige Wei⸗

terungen möglich iſt , auch den im Reichsausland an bekannten Orten
befindlichen Beteiligten von der Verfügung Kenntnis gegeben und

bezüglich der an unbekannten Orten abweſenden Beteiligten nach

3 Jetzt: Waſſer⸗ und Straßenbaudirektion .
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§ 1911 des Bürgerlichen Geſetzbuchs verfahren werden ; gegebenen⸗
falls tritt an die Stelle der Abweſenden der Abweſenheitspfleger .

§ 7. 1. Nach Prüfung der erhobenen Einwendungen werden
die Anträge des Gemeinderats ſamt den erſteren dem Bürgerausſchuß
( der Gemeindeverſammlung ) zur Beſchlußfaſſung vorgelegt .

2. Der Gemeindebeſchluß , welcher die Beitragspflicht ausſpricht ,
iſt den einzelnen beteiligten Grundeigentümern unter Belehrung nach
§ 8 zu eröffnen und ſodann mit den Akten dem Bezirksamte zur
Erteilung der Staatsgenehmigung vorzulegen .

3. Die Vorſchriften des § 6 Abſatz 2 und 3 über die beſondere
Eröffnung finden entſprechende Anwendung .

§ 8. Einſprachen der in Anſpruch genommenen Grundeigen⸗
tümer gegen die Erteilung der Staatsgenehmigung ſind bei Ausſchluß⸗
vermeiden binnen 14 Tagen nach der Eröffnung des Gemeindebeſchluſſes
bei dem Bezirksamte ! ) mündlich zu Protokoll vorzutragen oder
ſchriftlich einzureichen , werden aber nur inſoferne beachtet , als ſie
entweder ſchon auf die erſte Aufforderung des Gemeinderats hin bei
dieſem vorgebracht waren oder gegen einen von dem erſten Entwurf
des Gemeinderats abweichenden Gemeindebeſchluß gerichtet ſind .

§ 9. 1. Der Beſchluß des Bezirksamtes ) ( im Falle des § 6
Ziffer 3 des Verwaltungsgeſetzes des Bezirksrates ) iſt der Gemeinde
und den beteiligten Grundeigentümern zu eröffnen . Die Eröffnung
an die Grundeigentümer , welche keine Einſprache erhoben haben ,
erfolgt durch den Gemeinderat .

2. Die Vorſchriften des § 6 Abſatz 2 und 3 über die beſondere
Eröffnung finden entſprechende Anwendung .

III . Beizugsverfahren zum Zwecke der Umlegung der in den
§ 8 23 und 24 des Ortsſtraßengeſetzes bezeichneten Koſten .

§ 10. Die Beſtimmungen der §s 3 bis 9 dieſer Verordnung
finden auf die Fälle der 8§8 23 und 24 des Ortsſtraßengeſetzes inſo⸗
weit entſprechende Anwendung , als der Koſtenerſatz unter Beſchränkung
auf beſtimmte Straßengebiete erfolgen ſoll .

§ 11. Gemeindebeſchlüſſe , welche den Koſtenerſatz im Voraus
allgemein regeln , ſind vom Bezirksamte vor Erteilung der Staatsgeneh⸗
migung durch Vermittelung der Waſſer⸗ und Straßenbauinſpektion ) der
Oberdirektion des Waſſer⸗ und Straßenbauess ) zur Kenntnis zu bringen .

IV. Verfahren bei Übertragung der Herſtellungs und Unter⸗
haltungspflicht an die Eigentümer im Falle des § 24 des Orts⸗

ſtraßengeſetzes .
§ 12. 1. Soll den Eigentümern der an eine Ortsſtraße an⸗

grenzenden Grundſtücke ſtatt der Verpflichtung zum Erſatze der von5
) 8. die Bemerkung zu § 3.
2) Jetzt : Waſſer⸗ und Straßenbauamt .
) Jetzt ; Waſſer⸗ und Straßenbaudirektion .
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der Gemeinde aufgewendeten Koſten die Auflage gemacht werden ,
die Herſtellung und Unterhaltung der in § 24 des Ortsſtraßengeſetzes
bezeichneten Anlagen ſelbſt vorzunehmen , ſo werden die dahin gehenden
Gemeindebeſchlüſſe auf Antrag des Gemeinderats erlaſſen und dem

Bezirksamtet ) zur Erteilung der Staatsgenehmigung vorgelegt .
2. Die Gemeindebeſchlüſſe ſind nach erfolgter Genehmigung vom

Gemeinderat öffentlich bekannt zu machen .

V. Sicherung der Anſprüche der Gemeinden aus öffentlichen Laſten .

13. 1. Das Verzeichnis , welches die Gemeinden nach § 25

Abſatz 3 des Ortsſtraßengeſetzes zu führen haben , muß mindeſtens
enthalten

a) die Bezeichnung des Grundſtücks ( Lagerbuchnummer , Haus⸗
nummer ) ;

b) den Vor⸗ und Zunamen , Stand und Wohnort des gegenwär⸗
tigen Eigentümers ;

c) die Bezeichnung der Art der Forderung ;
d) den Betrag der Forderung ; :
e) die Bezeichnung des Gemeindebeſchluſſes , auf dem die Bei⸗

tragspflicht beruht , nebſt der dazu erteilten Staatsgenehmigung ;
) den Zeitpunkt der Fälligkeit der Forderung ;
g) die kurze Bezeichnung der Tatſachen , welche nach dem Geſetze

die Fälligkeit begründen .
9. Das Verzeichnis ſoll ferner noch eine Spalte „ Bemerkungen “

zur Vormerkung der Tilgung der einzelnen Forderungen enthalten .

§ 14. 1. Der Eintrag in das in § 13 genannte Verzeichnis
hat zu erfolgen , ſobald die Staatsgenehmigung zum Gemeindebeſchluß
erteilt und die Straße hergeſtellt iſt .

2. Auf Antrag eines Beteiligten hat die Gemeinde die ihn
betreffende , im Verzeichnis eingetragene Forderung ziffernmäßig zu
erläutern .

3. Desgleichen ſind für den Fall , daß der Gemeindebeſchluß

zwar ſtaatlich genehmigt , die entſprechende Straßenherſtellung aber

noch nicht erfolgt iſt , den Beteiligten auf Grund der Gemeindeakten
die erforderlichen Aufſchlüſſe über den mit der Straßenherſtellung zur

Entſtehung gelangenden Erſatzanſpruch zu geben .

4. Auch kann hierüber ein beſonderes Vormerkungsverzeichnis
unter entſprechender Benützung des in § 13 vorgeſehenen Formulars
von der Gemeinde geführt werden ; gegebenenfalls iſt die in Abſatz 3

vorgeſehene Auskunft hieraus zu erteilen .

15. 1. Will eine Gemeinde auf Grund der Beſtimmungen
des § 3 Ziffer 6 des Geſetzes , die Ausführung des Reichsgeſetzes

) S. die Bemerkung zu 8 3.

Schluſſer⸗Franz , Vau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 3
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über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung und der
Zivilprozeßordnung betreffend , vorzugsweiſe Befriedigung ihrer For⸗derung aus dem Erlös des Grundſtücks beanſpruchen, ſo hat ſie beim
Bezirksamt Antrag auf Ausſtellung einer ſchriftlichen Beſtätigunggemäß § 25 Abſatz 2 des Ortsſtraßengeſetzes zu ſtellen .

2. Dem Antrage ſind die zur Ausſtellung der Beſtätigung
nötigen Unterlagen und in jedem Fall ein Auszug aus dem Ver⸗
zeichnis des § 13 dieſer Verordnung anzuſchließen.

VI . übergangsbeſtimmung .

§ 16. 1. Die bei Verkündung dieſer Verordnung bereits er⸗
laſſenen Gemeindebeſchlüſſe über Aufſtellung allgemeiner Grundſätzenach 88 3 und 10 dieſer Verordnung ſind , ſoweit ſie nicht aufgehobenwerden , mit dem Ortsſtraßengeſetze vom 15. Oktober 1908 ſpäteſtensbis zum 1. Januar 1910 in Übereinſtimmung zu bringen .

2. Auf das Verfahren hierbei finden die Vorſchriften des 8 3
entſprechende Anwendung .

3. Darlegungen des bautechniſchen Referenten des Mini⸗
ſteriums des Innern vom 29. November 1908 über diebeĩ Ausarbeitung von Ortsſtraßenplänen vorzugsweiſeberückſichtigungswerten techniſchen Geſichtspunkte .

( Zu 8 2 des Ortsſtraßengeſetzes . )
Der 8 2 des Ortsſtraßengeſetzes vom 15. Oktober 1908 gibt die

Hauptgeſichtspunkte an, welche für die Gemeinde als die Auftrag⸗geberin und den Planfertiger des Ortsbauplanes als den Beauftragtenbei der Aufſtellung eines Ortsbauplanes maßgebend ſein ſollen . Dasmoderne Leben ſtellt an die Stadtbaukunſt und damit an Gemeindenund Bearbeiter der Ortsbaupläne erhöhte und andere Anforderungenals frühere Zeiten . Wenn man ſich bis vor wenigen⸗ Jahrzehntennoch damit begnügen konnte , den Ausbau größerer und kleinererOrte nur von Fall zu Fall und in ganz beſcheidenem Maße ſtückweiſevorzunehmen , ſo zwingen heute an denſelben Stellen oftmals die Ent⸗wickelung der Eiſenbahn , des Kleinbahnweſens , des Automobilverkehrs ,die erhöhten Anforderungen an die Geſundheit , die Zunahme desHandels und Verkehrs i

Stadt , endlich auch der Wunſch des Stadtbewohners , fern von demGetriebe , Lärm und Staub der Großſtadt Erholung zu finden , zuAnlagen nach veränderten Geſichtspunkten.
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Dazu kommt als mehr „ moderner “ Wunſch die Abſicht , Stadt
und Dorf nicht allein zweckmäßig , ſondern auch ſchön auf - und aus⸗

zubauen .
Die Arbeiter und ihre Familien ſollen geſund und billig , wenn

möglich im eigenen Haus mit Garten wohnen , die Induſtrie ſoll in
der Nähe der natürlichen oder künſtlichen Verkehrswege abſeits der
Stadt liegen , die Wohlhabenden ſuchen Wohnungen in freier Lage ,
zu einer Zeit des Jahres auch Kurorte und Bäder auf . Wirtſchaftliche ,
ſoziale , geſundheitliche und ſchönheitliche Forderungen ſind es alſo in
der Hauptſache , welche die Aufſtellung des Ortsbauplanes beeinfluſſen .
Dieſe bedingen in Induſtrie⸗Orten und größeren Städten eine räum⸗

liche ſtrenge Trennung der einzelnen Erwerbs - und Wohnungsbezirke
und ſchaffen dort Induſtrie⸗ , Geſchäfts⸗ und Wohnviertel ; eine weniger
ſtrenge in kleineren Städten und Landorten .

Ziffer 1 des 8S 2 des OStGB. weiſt darauf hin , daß die Pläne
neuer Ortsſtraßen in einem dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe
entſprechenden Umfange feſtzuſtellen ſind . Das Geſetz verlangt alſo ,
daß die Gemeinde bei der Aufſtellung des Planes den Blick gleich
in die Zukunft richtet und zu überſehen ſucht , welche Entwickelung
vorausſichtlich der Ort in den nächſten Jahrzehnten nehmen wird , daß

ſie darnach für diejenigen Geländeteile , in denen in abſehbarer Zeit
eine Bautätigkeit einſetzen wird , die Grundlagen der Art der Be⸗

bauung feſtſetzt , und daß ſie einen Überſichtsplan mit Angabe der

Hauptſtraßenzüge für die Zukunft bei Zeiten vorbereitet . Das iſt
zunächſt bei Großſtädten notwendig , dann aber auch bei kleineren
Städten und Landorten , denen aus beſonderen Gründen eine raſche
Entwickelung bevorſteht ( Kur⸗ und Badeorte , Orte in der Nähe großer
Waſſerkraftanlagen , Orte mit ſtark und raſch zunehmender Induſtrie
u. d. m. ) . Wird ſpäter das Gebiet der Bebauung erſchloſſen werden ,

ſo iſt der Plan nach dem auftretenden Bedürfnis amtlich feſtzuſtellen
und es ſind dann auch die maßgebenden baupolizeilichen Vorſchriften
in Form einer Bauordnung zu erlaſſen . Auf welche Reihe von Jahren
ein neu aufgeſtellter Ortsbauplan genügen ſoll , muß dem Einzelfalle
vorbehalten bleiben ; in großen Städten rechnet man mit 25 —35 Jahren ,
für die das vorausſichtliche Bedürfnis zeichneriſch , nicht aber amtlich ,

feſtzulegen iſt . Veränderungen in der Entwickelung des Ortes , das
Eintreten von Naturereigniſſen , die Anlage einer Bahn , einer Waſſer⸗
ſtraße , vermögen zwar manchmal dem geplanten Straßennetz eine

veränderte Form und Richtung zu geben , aber auch in dieſen Fällen
wird der ausgearbeitete Geſamtplan als Programm und Grundlage

weſentliche Dienſte leiſten . Bei dieſem planmäßigen Vorgehen hat
es die Gemeinde dann auch in der Hand , ſofern der ausgearbeitete

lan nicht in ſeinem ganzen Umfange von vornherein der Allgemein⸗

heit bekannt wird , ſich bei Zeiten und mit verhältnismäßig geringen

Opfern in den Beſitz größerer bebauungsfähiger Flächen zu ſetzen
und dieſe damit der Spekulation , dem Feinde einer geſunden und

künſtleriſchen Entwickelung zu entreißen , und beim Verkauf der Grund⸗
3 *
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ſtücke auf eine gediegene Bauart hinzuwirken . Sie wird damit im
Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt wirtſchaftlich handeln , denn je
größer der Gemeindebeſitz und je billiger die Abgabe desſelben , deſto
geſünder die Verhältniſſe in derſelben . Beſondere Rückſicht wird die
Gemeinde bei der Aufſtellung und Bearbeitung des Planes auch auf
lokale Verhältniſſe , auf die oft außerordentlich ſchwierigen Rechts⸗
und Beſitzverhältniſſe der Grundſtücke zu nehmen haben ; allgemeine
Regeln in Form von Leitſätzen laſſen ſich dafür kaum geben , die
Kunſt des Städtebaues läßt ſich nicht in Formeln zwängen . „ An⸗
paſſen an die Verhältniſſe , nicht Verallgemeinern , nicht Ausſchlachten
bis in den letzten Winkel “ , das wird immer der oberſte Grundſatz
ſein müſſen . Eine verſtändige und weitſchauende Gemeindeverwaltungund ein durch die Praxis und durch die Empfindung befähigter Tech⸗
niker werden im Stande ſein , Gutes zu ſchaffen ; die erſte in Form
eines Programms , der zweite durch die Verarbeitung desſelben .

Der Kern eines Ortes , die Altſtadt , wird in ausgedehntem
Maße den Geſchäften , Waren⸗ , Kauf⸗ und Miethäuſern vorzubehalten
ſein , der dieſe umziehende Ring im allgemeinen der mehr offenen
landhausmäßigen Bebauung , in dem Außenbezirke , der Windrichtung
gegen die Stadt abgewendet , werden am zweckmäßigſten die indu⸗
ſtriellen Anweſen liegen . Die Wohnungsdichtigkeit wird am ſtärkſtenim Mittelpunkt ſein , ſie wird nach den Außenbezirken abnehmen ;
im Mittelpunkt am ſtärkſten deshalb , weil da hohe Kauf - oder Etagen⸗
häuſer , bedingt durch die hohen Vodenpreiſe entſtehen müſſen , weil da
auch deshalb die Grundſtücke in weitem Maße auszunützen ſein werden .
Die Altſtadt mit den vorhandenen Straßenzügen und den nach den
Nachbarorten ziehenden Fuß⸗ und Fahrwegen wird bei jedem neuen
Ortsbauplan meiſt auch die Richtung der neuen Hauptverkehrslinien
angeben können , denen ſich dann in geeigneter Form , Lage und Linien⸗
führung nach dem Bedürfnis die ſog. Wohnſtraßen , frei vom Verkehr ,
anſchließen ſollen .

Die Lage , Breite und die Linienführung der Straßen wird in
jedem einzelnen Falle beeinflußt werden durch die Forderung zweck⸗
mäßig geſtalteter Baublöcke , durch die vielleicht wechſelnde Höhenlage
des Bodens , die Richtung des Windes , den Stand der Sonne , kleine
Bachläufe , vorhandene wertvolle Bauten , Fernblicke u. dergl . mehr .
Beſtimmte Plätze , gut verteilt , zweckmäßig gelegen und im Geſamtmaß
ausgiebig bemeſſen , ſind als Erholungs⸗ , Verkehrs⸗ , Denkmal⸗ , Spiel⸗und Architekturplätze vorzuſehen , das Bedürfnis an öffentlichen Bauten
wird rechtzeitig planmäßig feſtgelegt werden müſſen .

Nur allzuwenig Beachtung haben manche Gemeinden in den
letzten Jahrzehnten dieſen Forderungen geſchenkt und allzu planlos
ſind ſie und allzu gefühllos iſt der Techniker an die zu löſende Aufgabe
herangetreten ; ſyſtemlos ſind darum auch die Baublöcke in der Formvon Rechtecken aneinander gereiht worden , ein rechtwinkeliges Netzvon Straßen hat dieſe umzogen , die Straßen in einer beſtimmten Breite ,die häufig , beſonders in den Wohnbezirken das notwendige und
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wünſchenswerte Maß weſentlich überſchritt , leider hat man gar oft
die Breite der Straßen irrtümlich als den Gradmeſſer der Zweck⸗
mäßigkeit und Schönheit angeſehen , die Forderung der wirtſchaftlichen
Ausnützung indeſſen darüber vergeſſen . Breite Straßen bedingen große
Anliegerbeiträge , verkürzen die anliegenden Grundſtückstiefen und

geben Gelegenheit zu einer unerwünſchten Höhenentwickelung der Häuſer.
Dem ſind heute die ſo manchmal unſagbar öden Orts - und Straßen⸗
bilder zuzuſchreiben , dem ſind ſo manche reizende Fernblicke aus Straßen ,
iſt dann auch ſo manche Erholungs - und Grünplatzanlage und ſo
manches alte Gebäude zum Opfer gefallen . An erſter Stelle haben
ja allerdings die Forderungen des Verkehrs zu ſtehen , und an zweiter
erſt die der Schönheit ; indeſſen kann in all ' den Fällen , in denen das

Auge verletzt wird , nachgewieſen werden , daß es nur des guten Willens
und eines guten Beraters der Gemeinde bedurft hätte , beides in ge⸗
eigneter Form zu einem geſunden und befriedigenden Ganzen zu ver⸗
arbeiten . Die ſchönſten Häuſer werden unſchön da wirken , wo Orts⸗

bauplan und Bauordnung ungenügend ſind .

Eine ſanfte Krümmung der Straße wird manchmal wohltuend
wirken ( Salzſtraße Freiburg , Hauptſtraße Wolfach ) ; ein ſtaffelförmiger
Hausbau im Grundriß , namentlich in kleineren Orten , ein Vor⸗ und

Zurückſetzen der Hausflucht wird reizvolle Bilder abgeben ( Ladenburg ) ,
ohne die Forderungen des Verkehrs und der Geſundheit zu verletzen .
Allzulange Straßen wirken auf das Auge ermüdend , Abwechſelungen
in der Breite , ſei es auch nur in der Form einſpringender Ecken ,
verſetzter Hausfluchtlinien an Straßenkreuzungen , geben häufig will⸗
kommene Gelegenheit für die Schaffung von Sitzplätzen , Droſchken⸗
halteſtellen , Denkmalen u. dergl . mehr .

Die ſo oft , leider auch oft an unrichtiger Stelle vorgeſchriebenen
Vorgärten vor den Häuſern werden den Zweck nur dann erfüllen ,
wenn ſie eine Tiefe von mindeſtens 5 m haben , geringere Tiefen⸗
maße hindern eine günſtige Geſtaltung der Gartenanlagen und geben
den Gärten etwas Kümmerliches , Krankhaftes . In einzelnen Fällen
wird auch zu prüfen ſein , ob dem Garten nicht beſſer die Geſtalt
und Erſcheinungsform eines einfachen grünen Raſenſtreifens ohne
oder mit leichtem niederem Abſchluß zu geben iſt , deren beider Unter⸗

haltung den Beſitzer recht wenig koſtet , der den Staub und Lärm

der Straße fernhält , auch die Möglichkeit eines gemütlichen Sitz⸗

platzes für die Inſaſſen des Hauſes abgibt , der Straße das Weſen
einer grünen Parkſtraße verleiht und der jederzeit die Möglichkeit
bietet , bei ſtark wachſendem Verkehr teilweiſe oder ganz zur Straße

herangezogen zu werden . In vielen Fällen , in denen die Anlage
eines Vorgartens von mindeſtens 5 m nicht möglich iſt , wird man

beſſer auf dieſen ganz verzichten oder ſolche grüne Raſeĩnſtreifen
ſchaffen . Ein geſunder Garten⸗ und Baumwuchs kann nur da gedeihen ,
wo ihn die Sonnenſtrahlen erreichen , wo das nicht der Fall iſt ,

erſtirbt er. Ein einziger Baum im kleinen Orte an der richtigen
Stelle wird Wunder wirken , eine kleine Baumgruppe mit Bank ,
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Denkmal oder Brunnen wird ſchöne Abwechſelung im Ortsbild bieten ,
eine Baumreihe auf der Sonnenſeite , mindeſtens aber 7 m vom Haus
entfernt , als Umrahmung eines Erholungsplatzes wird oft erfreulich
ausſehen .

Nicht immer hat die Straßenflucht auch Bauflucht zu ſein ,
manchmal wird es ſogar erwünſcht ſein , namentlich auch in kleineren
Orten , die eine rege Bautätigkeit nicht aufweiſen , lediglich eine

äußere Baufluchtlinie feſtzuſetzen , die nicht überſchritten werden darf ,
hinter die die Häuſer indeſſen zurückgeſtellt werden dürfen . Ob,
wann , wo und in welchem Maße dies der Fall ſein kann , iſt durch
den Ortsſtraßenplan zu beſtimmen , wogegen durch örtliche Bau⸗

ordnung die Feſtſetzung einer hinteren Baufluchtlinie im Intereſſe
der Erhaltung einer großen zuſammenhängenden unüberbauten inneren

Bodenfläche vorgeſehen werden kann . Daß bei der Inplanlegung
das ſtarre und ſtrenge Einhalten gerader Baufluchtlinien nicht immer
notwendig , manchmal ſogar nicht einmal wünſchenswert ſein kann ,
das zeigt ſo manche alte ſtaffelförmig gebaute badiſche Stadt ( Ladenburg ) .
Eine „ Moderniſierung “ ſolcher Orte durch eine Geradlegung der Straßen⸗
axe, der Hausfluchtlinien , alſo eine „ Begradigung “ iſt nicht immer
nötig und nicht immer geeignet , die Schönheit eines Ortes zu heben ,
und zeugt oft von wenig Verſtändnis für die äſthetiſche Seite der
Städtebaukunſt .

Die „ Sanierung “ der Altſtadt , d. i. der bei den geſteigerten
Verkehrs⸗ und Geſundheitsanſprüchen notwendige Umbau derſelben
wird mitunter unter voller Verkennung des geſchichtlich Gewordenen
und in einer über das Bedürfnis hinausgehenden Weiſe derart vor⸗
genommen , daß die Straßen gerade gerichtet und übermäßig ver⸗
breitert werden , intereſſante Bauwerke , Wahrzeichen des Ortes zum
Opfer fallen , auf den platzartigen Erweiterungen Denkmale , Brunnen
und Bäume als verkehrsſtörend entfernt werden , alte Stadttore , die
die Grenze der Altſtadt und damit die Geſchichte des Ortes deutlich
angeben , der Sanierung zum Opfer fallen . In vielen dieſer Fälle
handelt es ſich dabei um eine allzugroße Betonung der Verkehrs⸗
rückſichten , manchmal auch um ein zu geringes Verſtändnis für die
Schönheiten des Ortsbildes ; ein guter Wille und ein tüchtiger Be⸗
rater werden auch da immer den goldenen Mittelweg zu finden wiſſen
( Sanierung der Altſtadt Stuttgart , Martinstor Freiburg , Storchentor
Zell a. H. ) . Das rechtzeitige Eintragen der wertvollen Bauten
eines Ortes und wertvoller Fernblicke in den Ortsbauplan mit
deutlich auffälliger Farbe erſcheint darum angezeigt , ebenſo auch die
deutliche Kennzeichnung der ſolche Gegenſtände behandelnden Akten
und Umſchläge ( Nürnberg , Dresden - Stadt und Dresden - Land ) .

Ob eine Straße nur auf einer Seite oder auf beiden von der
Bebauung freibleiben ſoll , wird weſentlich von dem Zweck und der
Lage derſelben abhängen . Die einſeitige Bebauung wird unter
Umſtänden da am Platze ſein , wo Straßen z. B. einem Bergabhang ,
weithin ſichtbar , als Hang - und Panoramaſtraßen , einem Flußlauf ,
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dem Seeufer , einer Parkanlage entlang führen . Gänzlich auszu⸗

ſchließen wird die Bebauung da ſein , wo 3. B. wertvolle Ausblicke

nach allen Seiten erhalten bleiben ſollen . Im erſten Falle wird meiſt
eine Trennung zwiſchen der bebauten Fahrſtraße und den nicht be⸗

bauten Fußſteigen einzutreten haben . Die Fahrſtraße wird am Berg⸗

fuß , wo die Bodenwerte am höchſten ſtehen , mit Mietshäuſern , weiter

oben , wo die Bodenpreiſe niederer , mit freiſtehenden Villen in Gärten
beſetzt ſein und auf der Bergkuppe , wenn möglich , von der Be⸗

bauung ganz freizubleiben haben . Dieſe Fahrſtraßen oder Fußwege
werden auf der Talſeite von der Bebauung meiſt freizuhalten ſein ,

damit dem Fußgänger und dem Bewohner der Häuſer ein möglichſt

ungehinderter Blick nach dem Tale erhalten bleibt und dem den

Berg Beſchauenden keine Hinterhausſeiten ſichtbar werden . Die
Führung der Straße wird weſentlich durch die Geſtaltung des Berg⸗

abhanges und durch die Erhaltung vorhandener Fernblicke gegeben

ſein . Die Breitenabmeſſungen können mäßige ſein , da ein Durch⸗

gangsverkehr und eine ſtarke Entwicklung des Verkehrs an ſolchen

Stellen nicht zu erwarten iſt . Die den Flußläufen , dem Hafen , dem

See entlang führenden Straßen , die Uferſtraßen , dem Zwecke nach

Promenaden , Park⸗ oder Laſtenſtraßen , werden im letzten Falle un⸗

mittelbar am Waſſer liegen müſſen und mit Speichern , Lagerhäuſern
eng bebaut ſein , in den beiden erſtgenannten Fällen dagegen vom

Ufer entfernt liegen und ſo einen möglichſt breiten , durch die Natur

ſelbſtgebildeten grünen natürlichen Uferſtreifen frei laſſen , der für

Erholungsplätze , Promenadenwege und dergl . beſtimmt ſein kann .

Die Häuſer werden am beſten inmitten großer Gartenanlagen ſtehen

und ſollen freien Ausblick auf das Waſſer haben .

Der Städtehygieniker fordert heute inmitten der Städte Er⸗

holungsplätze und Grünplätze in genügender Zahl , er fordert

an Plätzen und Straßen zuſammen im ganzen 30 - 35 des geſamten
Baulandes . Die Erholungs⸗ und Grünplätze werden da am beſten
liegen , wo ſie dem Straßenſtaub und Straßenlärm entrückt ſind ;

ſie bieten damit dem Erholungsſuchenden Erfriſchung , dem ſpielenden

Kinde Sicherheit , dem Leſenden oder Redenden die nötige Ruhe .

Es wird empfohlen , ſolche Grünplätze nicht immer von Straßen ,

ſondern auch von Häuſern umgeben , im Sinne der engliſchen und

amerikaniſchen Innen⸗Squares als Innenplätze oder innere Grün⸗

plätze anzulegen ; ſie bieten dem Beſucher die vorerwähnten Vorteile

und überdies den Rückſeiten der umſchließenden Häuſer eine aus⸗

reichende Zuführung friſcher Luft . Vorbilder dieſer Art beſtehen in

Deutſchland heute ſchon .

Verkehrsplätze ſollen eine gute und raſche Abwickelung des

Verkehrs und deſſen Überleitung in andere Straßen , womöglich am

Rande des Platzes , ermöglichen . Für die Sicherheit der Fußgänger

iſt durch Anlage von Fußſteigen in Form von Inſeln zu ſorgen .

Solche Platzanlagen werden auch manchmal Gelegenheit bieten zur

Erſtellung eines Denkmals , eines Brunnens oder Verkaufsſtandes ,
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eines größeren Gebäudes und dergl . mehr . Die erſtgenannten Klein⸗
architekturſtücke werden am beſten nicht immer inmitten der Plätze ,
ſondern etwas zur Seite in einem ſog. toten Winkel gerückt ſtehen ,
wo ſie vom Beſchauer in Ruhe beſchaut werden können und wo
ihre Größenverhältniſſe durch die Umrahmung der Häuſer gut zur
Geltung kommen . Geſchloſſenheit der Wandungen des Platzes iſt
meiſt eine Vorausſetzung für eine gute Wirkung .

Ob und inwieweit darum mit verſetzten Straßenecken und
Fluchten , mit gebrochenen Straßenlinien gearbeitet werden ſoll , muß
dem Einzelfall vorbehalten bleiben . Krxumme Straßen und konkave
und verſetzte Fluchtlinien ſind heute zu Schlagworten der modernen
Städtebautechnik geworden ; man muß ihren guten Kern anerkennen ,
man darf ſie indeſſen nicht als unabweisbare Notwendigkeit in jedem
Einzelfall betrachten ; wer nur die krummen Straßen lobt , der beſehe
ſich die ſchnurgeraden ſchönen Straßen , die um die Wende des
18. Jahrhunderts entſtanden , wer nur gerade Straßen entwerfen will ,
der ſuche die maleriſchen Winkel und launiſchen Ecken und Plätze
des Mittelalters auf ; ſie haben beide recht , das rechte Ding am
rechten Platz ! — anpaſſen an die Verhältniſſe , nicht generaliſieren ,
Rückſicht nehmen auf die örtlichen Verhältniſſe , das allein wird zum
Ziel führen .

Die Größe , Tiefe , Breite und Form der Grundſtücke , die
Art der Bebauung , ob geſchloſſene , ob halboffene , ob offene oder ge⸗
miſchte Bauweiſe , der Grad der Ausnützung des Bauplatzes , die
Frage , ob Hintergebäude errichtet werden dürfen , und die Höhe der
Bauten unterliegen der Regelung durch die örtlichen Bauordnungen ,
ſie beeinfluſſen indeſſen von vornherein weſentlich die Fertigungdes Ortsbauplanes , wie überhaupt Ortsbauplan und örtliche Bau⸗
ordnung untrennbare Dinge ſind . Häufig werden durch die Aus⸗
arbeitung neuer Ortsbaupläne und durch örtliche Bauordnungen in
Folge unzweckmäßiger Einteilung und falſcher Auffaſſung der geſund⸗
heitlichen Forderungen Bauplätze für das Gebiet der offenen Bau⸗
weiſe geſchaffen , bei denen vor , neben und hinter dem Hauſe nur ein
wenige Meter breiter unüberbauter Geländeſtreifen verbleibt , der eine
ausgiebige Lufterneuerung nicht ermöglicht . In ſolchen Fällen wird
man beſſer zu einer anderen Baublockeinteilung greifen oder wird
eine geſchloſſene Bebauung an den Längsſeiten , eine offene an den
Schmalſeiten wählen ; ſo verbleibt dann als Hofraum ein meiſt reichlich
groß bemeſſenes Stück , und die Luft kann in wünſchenswertem Maße
zu dieſem zutreten . Auch dem Kleinwohnungsbau , der Schaffungſchöner und geſunder Wohnungen für die weniger und wenig bemittelten
Kreiſe , wird heute ganz beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen ſein .

Die Entwickelung der Induſtrie verlangt eine Vereinigung großer
Menſchenmaſſen an einer Stelle . Dieſen ein menſchenwürdiges Unter⸗
kommen zu geben , und ein angemeſſenes Gartenſtück zum Bebauen
bereitzuſtellen , iſt eine Hauptaufgabe der heutigen Zeit ; die Anlagen
ſind ſo zu geſtalten , daß ſie nicht das öde Bild eines Maſſenquartiers ,
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ſondern eines behaglichen Dorfes abgeben . Dem Arbeiter wird damit
die Liebe zum häuslichen Herd erhalten bleiben und der Kampf ums

Daſein wird ihm leichter werden , die Frau findet ihre Arbeit im eigenen
Hauſe durch die Beſtellung des Gartens und iſt nicht auf auswärtigen
Verdienſt angewieſen ( Geminderdorf bei Reutlingen , Altenhof bei

Eſſen , Darmſtadt Arbeiterwohnungen Gebr . Merck ) . Das Syſtem der

Maſſenquartiere in hohen Gebäuden , in den Mietskaſernen , wird in

Zukunft zu bekämpfen ſein zu Gunſten des Einzelwohnhauſes ; nicht
in der Höhe , ſondern in der Breite ſollen die Arbeiterwohnhäuſer
ſich entwickeln , in baupolizeilicher Hinſicht ſind dieſen nach Möglichkeit
Erleichterungen zu gewähren .

gez. : Stürzenacker .

4. Erlaß des Arbeitsminiſters vom 9. März 1923 Nr . 11854 ,
die Veröffentlichung charakteriſtiſcher Wohnungs⸗

bauten betr .

Ich laſſe heute im Anſchluß an die bisherigen Veröffentlichungen
als Serie Ill eine Sammlung der Wirklichkeit entnommener Lage⸗

pläne von Kleinſtwohnungsbauten der letzten Jahre folgen , die nicht

vorbildlich , ſondern abſchreckend wirken ſollen infolge von Mängeln ,
die ihnen anhaften und die im Einzelnen auf jedem Blatte beſonders

gekennzeichnet ſind .
Im Weſentlichen handelt es ſich dabei um:

1. wildes planloſes Bauen auf freiem Feld ohne organiſchen Zu⸗

ſammenhang mit dem übrigen Bauorganismus der Gemeinde ;
2. unzweckmäßig geformte Baugrundſtücke ( Vieleck , Dreieck , Feld⸗

grundſtück ) ;
3. unzweckmäßig an die Straße anſchneidende Baugrundſtücke

und darum Unmöglichkeit eines vernünftigen und anſprechenden
Baues ;

4. ſyſtemloſes Nebeneinanderſetzen der Bauten ohne organiſchen

Zuſammenhang der Bauten zu einem gemeinſamen Ganzen ;
5. ungünſtig wirkende Brandmauern , auf welche der Blicklange ,

vielleicht dauernd , offen bleibt ;
6. auf Hintergelände gelegene Bauten , zu denen nur ſchwer die

Zugänglichkeit , zumal im Falle eines Feuers , geſichert iſt ;
7. unzweckmäßige Gartenform und darum unwirtſchaftliche Aus⸗

nützung des Geländes .
In den meiſten dieſer Fälle wäre es jedenfalls gelungen , bei

verſtändnisvollem Eingehen auf die zu befürchtenden Nachteile , die

dem techniſchen Begutachter ſchon bei der Bearteilung klar erkennbar

ſein mußten , dieſe ganz zu beſeitigen oder zu mildern , ſei es, daß
das Bezirksamt rechtzeitig die Umlegung der Grundſtücke in dem

betreffenden Gemarkungsteil nach den §8 13 ff. des Ortsſtraßengeſetzes
oder wenigſtens eine zweckentſprechende Grenzregelung mit den Nach⸗

Y
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bargrundſtücken in die Wege geleitet hätte , ſei es, daß die Behörden recht⸗
zeitig auf andere Weiſe auf eine beſſer wirkſame Stellung der Bauten
hingewirkt hätten . Es bedarf einer weiteren Erläuterung dieſer
ſchlechten Beiſpiele gegenüber der Veröffentlichung ausgeſprochen guter
nicht , da ſie ſich von ſelbſt aus den Merkmalen dieſer Sammlung er⸗

gibt , nichtsdeſtoweniger verweiſe ich in dieſem Zuſammenhange nochmals
auf das auch den Bezirksämtern ſ. Zt zugegangene Heft „ Wohnungs⸗
fürſorge und Anſiedelung nach dem Kriege , Der Bebauungsplan der
Kleinhausſiedlung “ , ) in welchem in Wort und Bild deutlich auf die
Merkmale einer in jeder Hinſicht geſunden Bebauung hingewieſen iſt .

Ich wünſche durch die Veröffentlichung dieſer ſchlechten Beiſpiele
das Verſtändnis auch für dieſe Seite des Bauens zu wecken und
erwarte , daß in künftigen Fällen mehr als bisher Beanſtandungen
in dem Verfahren , wo notwendig , erhoben werden und auf eine
Verbeſſerung rechtzeitig hingewirkt wird .

5. Erlaß des Arbeitsminiſters vom 13. Februar 1924
Nr . 5766 , die Prüfung von Bebauungsplänen betr .

Die Verhältniſſe haben bekanntlich zu einer ſtarken Einſchränkung ,
vielerorts ſogar zum völligen Stillſtand der Wohnungsbautätigkeit
geführt . Bei der Bedeutung und Wichtigkeit der Bautätigkeit nicht
nur für den Wohnungsmarkt , ſondern auch für die Beſchaffung von
Arbeitsgelegenheit für Bauarbeiter , Handwerk und Induſtrie werden
alle Anſtrengungen gemacht werden müſſen , um dieſem Zuſtand ein
möglichſt raſches Ende zu bereiten und die Wiederaufnahme der Bau⸗
tätigkeit in möglichſt großem Umfange durch geeignete Maßnahmen
zu fördern . Auf welchem Wege dies geſchehen wird , kann z. Zt.
leider noch nicht geſagt werden , insbeſondere nicht , ob und in welcher
Weiſe dabei eine finanzielle Unterſtützung durch den Staat mög⸗
lich ſein wird . Jedenfalls wird aber damit gerechnet werden können ,
daß in Bälde eine Belebung der Bautätigkeit eintreten wird . Nach
den bisher gemachten Erfahrungen erweiſt es ſich als notwendig ,
rechtzeitig vorher eine Prüfung eintreten zu laſſen , ob die bisher
geſchaffenen örtlichen Grundlagen der baulichen Ent⸗
wicklung und Geſtaltung künftiger Siedlungen den zu
ſtellenden Anforderungen genügen oder einer Anpaſſung an
die durch die Entwicklung der Verhältniſſe geſchaffene Lage bedürfen .
Als Grundlage jeder geſunden Entwicklung wurde ſchon bisher die
Schaffung eines guten Siedlungs⸗ und Bebauungsplanes er⸗

) Die von dem bautechniſchen Referenten des Arbeitsminiſteriums
Miniſterialrat Stürzenacker , verfaßten Abhandlungen „ Wohnungs⸗
fürſorge und Anſiedelung nach dem Kriege “ und „ Der Bebauungs⸗
plan der Kleinhausſiedelung “ ſind den Bezirksämtern vom Miniſterium
im Jahr 1918 mitgeteilt worden .
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kannt und bezeichnet ; u. a. war es der Runderlaß vom 9. März 1923

Nr. 11854 , der die Aufmerkſamkeit der Bezirksſtellen auf die Be⸗

kämpfung verſchiedener , immer wieder auftretender erheblicher Mängel

hinlenkte , die den vorgelegten Projekten häufig anhafteten ; erinnert

wird hier nur an die zahlreichen Fälle , in denen Gebäude auf un⸗

zweckmäßig eingeteilten Grundſtücken , meiſt mit Brandmauern auf

freiem Gelände oder an der Landſtraße erſtellt worden ſind . Es

zeigte ſich indeſſen , daß die Anwendung dieſer wohlerwogenen Ge⸗
ſichtspunkte als Richtſchnur in vielen Einzelfällen undurchführbar
blieb , weil ſchon bei der Vorlage der Bauentwürfe die Vorbereitungen

zur Ausführung ſoweit gediehen waren , daß eine Anderung des

Entwurfs leider nicht mehr möglich war , oder im Hinblick auf die bei

der fortſchreitenden Geldentwertung als Folge einer Anderung auf⸗
tretende Überteuerung dem Bauherrn nicht zugemutet werden konnte .

Die erſte Aufgabe der mit dem Wohnungsbau befaßten Stellen

wird es auch für die Zukunft ſein , durch unermüdliche Belehrung
und tunlichſte Verbeſſerung ſchlechter Entwürfe erzieheriſch zu wirken

und im Nahmen ihrer Zuſtändigkeit gute Vorbilder zu ſchaffen . Da⸗

rüber hinaus aber muß es heute als Pflicht der verantwortlichen

Behörden bezeichnet werden , nicht nur die Auswüchſe einer ungeſunden

Bauauffaſſung zu bekämpfen , vielmehr unter gewiſſen Vorausſetzungen
und in beſtimmtem Rahmen die Grundlagen zu einer geſunden Entwick⸗

lung dadurch vorzubereiten , daß ſie ihr beſonderes Intereſſe der Geſtal⸗

tung der Ortsbaupläne , derörtlichen Bauvorſchriften und

den Geſamtplanungen künftiger Siedlungsgebiete zuwenden .

Ganz beſondere Beachtung wird bei dieſer Prüfung dem engen

Zuſammenhang zwiſchen Bauplan und örtlichen Bauvor⸗

ſchriften zu ſchenken und darauf hinzuwirken ſein , daß dieſe beiden

Teile der Grundlagen der Bebauung in organiſche Verbindung ge⸗

bracht werden . Dabei wird — und dies gilt namentlich auch für

die größeren Städte — vor allem dem Umſtande Rechnung getragen
werden müſſen , daß bei der bekannten Schwierigkeit der Kapitalbe⸗

ſchaffung mit einer ſtarken Bevorzugung des Flachbaues ,

namentlich des Einfamilienhauſes , zu rechnen ſein , der Bau

von Miethäuſern dagegen zunächſt in den Hintergrund treten wird .

Dementſprechend wird für die Planung und Bereitſtellung aus⸗

reichenden Geländes für den Bau von Einfamilien⸗
häuſern , überhaupt Flachbauten Sorge zu tragen ſein ,

und die etwa entgegenſtehenden örtlichen Bauvorſchriften
werden dieſer Sachlage angepaßt werden müſſen . Auf der

anderen Seite wird ſich unter Umſtänden die Gefahr entwickeln , daß

an hierfür nicht geeigneten , für eine höhere Bebauung

beſtimmten Stellen Flachbauten zur Errichtung gelangen ,
die zu der bereits vorhandenen Bebauung im Widerſpruch ſtehen und

nicht nur die Einheitlichkeit der Bauweiſe , ſondern in vielen Fällen

auch das Straßen⸗ und Ortsbild empfindlich ſtören werden ; dies

wird namentlich dort der Fall ſein , wo in vollſtändig bebauten
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Straßen anſtelle abgebrochener höherer Gebäude Flach⸗
bauten zur Errichtung gelangen ſollen oder wo in teilweiſe ſchon
bebauten Straßen , in denen ſich bereits höhere Gebäude befinden ,
noch freie Plätze mit Flachbauten überbaut werden ſollen . Die er⸗
forderlichen rechtlichen Handhaben gegen eine ſolche Entwicklung werden
in den meiſten Orten erſt geſchaffen werden müſſen , da an ſich nach
den Vorſchriften der Landesbauordnung und der meiſten örtlichen
Bauordnungen nur das Überſchreiten einer gewiſſen Ge⸗
bäudehöhe und Geſchoßzahl , nicht dagegen das Zurück⸗
bleiben hinter dieſer Höhe verboten iſt . Die Grundlage für
ſolche örtliche Bauvorſchriften bilden die 88 32 ( insbeſondere Abſ . 1
Buchſtabe b) , 33 und 34 der Landesbauordnung .

Ich erſuche die Bezirksämter , in Verbindung mit den Bezirks⸗
Bauämtern und den Waſſer⸗ und Straßenbauämtern den dargelegten
Geſichtspunkten volle Aufmerkſamkeit zuzuwenden und bei den in
Betracht kommenden Gemeinden auf entſprechende Geſtaltung der
Grundlagen der örtlichen Bebauung hinzuwirken und ſie, ſofern es
beantragt wird oder nach Sachlage geboten erſcheint , bei der Bear⸗
beitung dieſer Fragen in möglichſt großem Umfange zu unterſtützen .
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